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Veran re nmlan = - Weltsssalrorm 28.März 2015 





Bauen wir ein anderes Europa - höchste Zeit zu handeln! 


Initiiert wurde diese Versammlung vom Europäischen Attac Netzwerk, Altersummit, CADTM, Transnational Institut, 
Transform, Arci Italien gewesen. An der Debatte und der Formulierung beteiligt waren auch Vertreter von Syriza, der 
griechischen Grassrootbewegung, Podemos und M15. 


Die Vernetzungsversammlung vom 28. März 2015 auf dem 
Weltsozialforum in Tunis drückt ihre volle Solidarität mit 
der griechischen Bevölkerung aus, die gegen die Austeri- 
tätspolitik kämpft und sich für Demokratie, soziale Verände- 
rungen und ein anderes Europa einsetzt. 


Wir, die wir hier versammelt sind, sind davon überzeugt, 
dass den griechischen und europäischen sozialen Bewegun- 
gen eine entscheidende Rolle zukommt und dass sie in den 
nächsten Wochen aktiv werden müssen, um der Erpressung 
der griechischen Regierung und der griechischen Bevölke- 
rung durch die europäischen Institutionen entschlossen ent- 
gegenzutreten. 


In Übereinstimmung mit der Erklärung deutscher Gewerk- 
schaftsmitglieder „Griechenland nach der Wahl - Keine 
Gefahr, sondern eine Chance für Europa“ (1) und der Erklä- 
rung der Vollversammlung von Alter Summit „Give Greece 
a chance“ (2), die von mehreren Netzwerken in Europa un- 
terstützt wird, schlagen wir den sozialen Bewegungen, den 
Gewerkschaften und den politischen Parteien mehrere Akti- 
vitäten vor: 











—- am 1. Mai 2015 überall in Europa unsere Solidarität mit 
der griechischen Bevölkerung auszudrücken und dazu aufzu- 
rufen, dass am selben Tag internationale Delegationen in 
Athen anwesend sind; 

- sich am 2. Mai 2015 in Athen zu versammeln, 

um über gemeinsame Solidaritätsaktionen zu beraten und zu 
beschließen; 

- am Festival „Solidarität für alle“ Mitte Juni 2015 aktiv 
teilzunehmen, um daraus eine breite Mobilisierung der 
Basisbewegungen zur Solidarität mit der griechischen 
Bevölkerung zu schaffen; 
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— das „Gipfeltreffen der Völker“ in Brüssel am 8. und 9. 
Juni 2015 zur intensiven Aufklärung über die Kämpfe der 
griechischen Bevölkerung zu nutzen; 

— für eine Woche dezentraler Aktionen gegen die Austeri- 
tätspolitik und für die Solidarität mit der griechischen Bevöl- 
kerung im Juni 2015 zu mobilisieren (der Termin richtet 
sich nach dem Fortgang der Verhandlungen zwischen der 
griechischen Regierung und den europäischen Institutionen); 
- in einer europäischen Hauptstadt im Herbst 2015 eine eu- 
ropäische Bürgerversammlung zu den Schulden durchzu- 
führen; 

- in Athen im Herbst 2015 eine bedeutende soziale und 
politische Zusammenkunft zu organisieren. 


Die Zukunft der Menschen in Europa ist mit der Zukunft der 


griechischen Bevölkerung verbunden. Zusammen bauen wir 
ein anderes Europa! Jetzt müssen wir handeln! 





Wir rufen den Internationalen Rat des Weltsozialforums 
dazu auf, sich aktiv in die solidarische Unterstützung der 
Bevölkerung, der Bewegungen und der Regierung in Grie- 
chenland einzubringen und dafür seine Kommunikationsmit- 
tel einzusetzen, um Informationen zu verbreiten und damit 
die globale Mobilisierung zu befördern. 

Wir unterstützen in diesem Zusammenhang das Abhalten 
einer Strategiekonferenz in Athen im ersten Halbjahr 
2016, an der der Internationale Rat des Weltsozialforums, 
europäische Netzwerke und internationale Akteure 
teilnehmen sollen. 


(1).http://www.europa-neu-begruenden.de/wp- 
content/uploads/2015/02/d_griechenland nach der wahll.pdf (2) 
http://www.altersummit.ew/accueil/article/give-greece-a-chance-261?lang=de 











Solidaritätsbewegung europaweit: 
http://greecesolidarity.org/?cat=7 


http://www.solidarity4all.gr (auch auf Deutsch) 
Vernetzung der Solidaritätsgruppen in Deutschland: 
https://griechenlandsoli.wordpress.com/ 

Solidaritätsklinik in Ellenikon: Bericht in der SZ, 26.06.2013 








Internetseiten: 


http://www.stokokkino.gr/index_en.php (Griechischer 
Radiosender: Webseite mit internationalem Teil) 


http://www.nachdenkseiten.de/?cat=19 
http://www.neues-deutschland.de/dossiers/327.html 


http://www.thepressproject.net 
http://www.zeitschrift-Juxemburg.de/europaeischer-fruehling/_ 











Europäische Netzwerke: 


http://www.altersummit.eu/ 
http://www.attac.de, www.attac.at, www.france.attac.org 
http://blockupy.org/en/ 


http://www.transform-network.net/focus/greece-decides.html 











Videos: 
Harald Schumann "Macht ohne Kontrolle - die Troika" 


"Die Anstalt" ( 31. März); Letzter Beitrag: Reparationen 


Veröffentlichungen: 


Sand im Getriebe Nr. 114 und SiG-Werkstatt für Nr. 114 
FaktenCheck: Hellas, 8-seitige Zeitung, April 2015 
Fact-Sheet der Linksfraktion in Deutschland 
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N 
SUMMIT 
Give Greece a chance 


Für Demokratie von unten, kämpfen wir überall gegen die Austeritätspolitik! 


I. Kurzanalyse 


1. Die Bildung der Syriza-Regierung ist von doppelter Bedeu- 
tung: In Griechenland gilt es, die humanitäre Notlage zu ent- 
schärfen, die sozialen Rechte wiederherzustellen und den zer- 
störten und/oder privatisierten Produktionsapparat wieder auf- 
zubauen. 

In Europa gilt es, mit der von allen Regierungen betriebenen 
Austeritätspolitik zu brechen und innerhalb der Eurozone der 
Hegemonie des Ordoliberalismus der deutschen Regierung den 
Kampf anzusagen. 


2. Diese beiden schwierigen Aufgaben sind nicht gleich, aber in 
gewisser Weise bedingen sie einander: ein Misserfolg in einem 
Bereich würde fast zwangsläufig Machtlosigkeit im anderen 
Bereich bedeuten. Andererseits brächte ein Sieg im Inneren 
neuen Schwung für alle Bewegungen in Europa. 


3. In der Auseinandersetzung über die Interpretation der Ereig- 
nisse ist es daher besonders wichtig, den Konflikt nicht als na- 
tionalen („Europa gegen Griechenland“), sondern als sozialen 
und politischen Konflikt darzustellen: hier die Arbeiter und ihre 
Familien und dort die Interessen der Financiers, Banken und 
Großunternehmen, vertreten durch die neoliberalen Regierun- 
gen und die europäischen Institutionen. 


4. Ein politisches und soziales Engagement zahlreicher Bewe- 
gungen und Bürger ist möglich und notwendig. Im aktuellen 
politischen Konflikt in Europa ist der Widerstand auch nur ei- 
nes einzigen Landes der erste Schritt hin zu einem Bruch mit 
der Austeritätspolitik. Niemand zweifelt daran, dass diese erste 
Schlacht nur der Anfang einer langen Auseinandersetzung ist. 
Bekanntlich steht die griechische Regierung derzeit mit ihrem 
alternativen Vorgehen allein auf weiter Flur und ihre Projekte 
stoßen allerorts auf heftigen Widerstand. 
Gelebte Solidarität mit dem griechischen Volk und seinen Orga- 
nisationen ist doppelt gerechtfertigt: 
«Weil wir Solidarität mit den Kampfgenossen und jenen Orga- 
nisationen, die wir schon lange Zeit unterstützen, zeigen. 
«Weil die erfolgreiche Umsetzung der dringenden nationalen 
Maßnahmen die Handlungsfähigkeit der griechischen Regie- 
rung auf europäischer Ebene stärken und Möglichkeiten der 
Veränderung anderswo in Europa eröffnen würde. 
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II. Unsere Position 


Alter Summit ist ein Netzwerk europäischer Gewerkschaften 
und sozialer Bewegungen, die gemeinsam gegen die Austeri- 
tätspolitik und für ein soziales, ökologisches, feministisches 
und demokratisches Europa kämpfen. Unsere Vision für die Zu- 
kunft Europas haben wir im Manifest von Athen (1) festgelegt. 
Daraus folgt: 


1. Wir unterstützen das griechische Volk und seine demokrati- 
sche Entscheidung für das Programm von Thessaloniki (2) und 
gegen die Austeritätspolitik der Troika; 


2. Wir unterstützen weiterhin die sozialen Bewegungen und Ge- 
werkschaften in Griechenland in ihrem politischen Kampf ge- 
gen die Austeritätspolitik und bei ihren Solidaritätsaktionen; 


3. Wir unterstützen die Entscheidungen der griechischen Regie- 
rung in ihrem Kampf gegen die Austeritätspolitik und die anti- 
demokratische Einmischung der EZB, der Kommission sowie 
des Europäischen Rates und des EcoFin; 


4. Wir fordern die Staaten, die Regionen, die Kommunen und 
auch die Politiker dazu auf, eine Vision der Gesellschaft im 
Geist des Manifestes von Athen zu unterstützen; 


5. Wir fordern die Abgeordneten des Europäischen Parlaments, 
die Regierungen der EU-Mitgliedsländer, der Regionen und 
Kommunen dazu auf, die griechische Regierung in ihrem Recht 
auf die Umsetzung des Wahlprogramms zu unterstützen und auf 
jegliche Art von Erpressung und Behinderung ihrer Arbeit zu 
verzichten; 


6. Wir unterstützen und organisieren auch in Zukunft europa- 
weit den Kampf gegen die Austeritätspolitik und für die Demo- 
kratie im Bewusstsein, dass die Veränderung in Griechenland 
keine Bedrohung, sondern vielmehr eine Chance für uns alle 
darstellt. 

(1) http://wwu.altersummit.ew/IMG/pdf/manifest alter summit.pdf 
(2) http://www.attac.de/uploads/media/sig 114.pdf (S. 5-7) 








Brüssel, 6. März 2015 


Unterstützt von: Blockupy International Coordination, 
ATTAC-Europe, EuroMemo Group, transform! Europe und 
Solidarity for All. 


Grußadresse von 


Liebe Freundinnen und Freunde, 
liebe Genossinnen und Genossen, 


vor vierzehn Jahren, zu Beginn des neuen 
Milleniums, wurde das Weltsozialforum 
als Reaktion der Menschen auf die Glo- 
balisierung der Märkte ins Leben geru- 
fen. Es war ganz bewusst als offener 
Treffpunkt von Bewegungen, Gewerk- 
schaften und Verbänden aus aller Welt 
gedacht, die nach progressiven Lösungen 
für globale Probleme suchen: Armut, so- 
ziale Ungleichheit, Mangel an Demokra- 
tie, Rassismus, Zerstörung der Umwelt 
und fehlende wirtschaftliche und soziale 
Gerechtigkeit. Aufbauend auf einem Dia- 
log unter Gleichgestellten und horizonta- 
len Abläufen bewies es, dass gesellschaft- 
liche Kräfte aus allen Teilen der Welt, 
auch wenn sie verschiedene Probleme be- 
kämpfen, sich zur Verfolgung gemeinsa- 
mer Ziele zusammenfinden und so eine 
alternative Vision und einen Plan für die 
Zukunft des Planeten entwerfen können. 
Mit solchen Vorstellungen, zusammenge- 
fasst in Losungen wie „Menschen vor 
Profit“ und „Eine andere Welt ist mög- 
lich“, wurde das Weltsozialforum zu ei- 
nem Ort, wo Ideen und Strategien ent- 
standen und wuchsen, die mit der Zeit die 
globale Vorherrschaft des Neoliberalis- 
mus in Frage stellen würden. 


Unsere gemeinsame Verantwortung da- 
für, eine andere Perspektive für die Welt 


Alexis Tsipras an das Weltsozialforum, 


24. März 2015 


zu entwickeln, ist heutzutage viel größer, 
zu einer Zeit, in der blinder Fanatismus, 
Gewalt und sozialer Rückschritt als Alter- 
native zu der bedrohlichen Macht der 
Märkte erscheinen. Diese Alternative 
diente auch denjenigen als Motivation, 
die vor kurzem Tod und Angst in Tunis 
verbreiteten. Die Bewegungen sollten 
entschieden den Weg zu ihnen blockie- 
ren, indem sie die Herzen und den Ver- 
stand der Armen und Unterdrückten ge- 
winnen. Weder die Kombination von Fa- 
natismus und Intoleranz noch die von Fa- 
schismus und Rassismus können neue 
Wege in die Zukunft öffnen. Die Welt 
wird nur mit Hilfe der Demokratie, der 
Achtung von Grundrechten, der Solidari- 
tät und gemeinsamer Kämpfe Fortschritte 
machen. 


Liebe Freundinnen und Freunde, 

wie ihr wisst, befindet sich Griechenland 
seit einiger Zeit im Widerstreit mit den 
Grundsätzen des Neoliberalismus. Ange- 
sichts der katastrophalen Kürzungspolitik 
und der Erpressung durch die Märkte 
sind die Menschen in unserem Land ent- 
schlossen, die Demokratie, den Sozial- 
staat, öffentliche Güter und das Recht auf 
angemessen bezahlte Arbeit zu verteidi- 
gen. Wir kämpfen für das Leben, für 
Würde und für soziale Gerechtigkeit in 
dem Bestreben, die Wirtschaft auf die Be- 
dürfnisse der Gesellschaft statt die Ge- 


Die „kämpfenden Putzfrauen“ in Griechenland 


„Man hat viele Lügen über uns verbreitet“ 
Stefan Kaufmann, Berliner Zeitung, 7.4.2015 


Die „kämpfenden Putzfrauen“ sind über Griechenland hinaus bekannt. 
Seit ihrer Entlassung im September 2013 demonstrieren sie jeden Tag vor dem 
Finanzministerium. Die BZ sprach mit einer von ihnen, Vasiliki Gkova. 


Wir standen vor dem Ministerium mit Transparenten, haben Parolen gerufen. 
Gleichzeitig haben wir auch versucht, juristisch gegen unsere Entlassung vorzu- 
gehen. Vor Gericht bekamen wir im Mai 2014 sogar Recht. Die Richter sagten, 
das Finanzministerium könne nicht beweisen, dass wir eine fiskalische Belas- 
tung seien — irgendwer muss das Ministerium ja putzen und dafür bezahlt wer- 
den. Aber das oberste griechische Gericht hat die Ausführung des Urteils ausge- 
setzt mit dem Argument, unsere Wiedereinstellung sei eine politische Entschei- 
dung, keine juristische. Und die Politik hat sich einfach vor einer Entscheidung 
gedrückt. Statt uns einzustellen, hat sie die Polizei geholt. (...) 

Es gibt jetzt einen Gesetzesentwurf, der unsere Wiedereinstellung vorsieht — 
nicht nur unsere, sondern auch die vieler anderer. 

In Deutschland berichtete kürzlich wieder eine große Zeitung, Putzfrauen wie 
Sie hätten 1 000 Euro im Monat verdient — für einen Halbtagsjob. 

Das wäre schön! Zuletzt erhielt ich nach 30 Dienstjahren insgesamt 520 Euro, 
netto allerdings. Das Gerücht mit den 1 000 Euro hatte das Finanzministerium 
gestreut. Wir haben daraufhin unsere Gehaltszettel am Gebäude aufgehängt. 


Karikatur: Cartoon by Kipper Williams (“The Guardian”, 29.1.2015) 


http://www.analyzegreece.gr/Image-of-the-day 
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Cleaners 
reinstated 


sellschaft auf die Bedürfnisse der Wirt- 
schaft und reinen finanziellen Profit aus- 
zurichten. 


Unser Blickfeld wird nicht durch die 
Grenzen unseres eigenen Landes be- 
schränkt. Es erstreckt sich über ganz Eu- 
ropa. Wir wissen, dass andere Menschen 
in unsere Fußstapfen treten und ent- 
schlossen sind, die Kräfte der Demokratie 
dazu zu nutzen, die Welt gerechter und 
die Zukunft freundlicher zu gestalten. Die 
Front, die mit den gegenwärtigen Macht- 
verhältnissen in Widerspruch steht, for- 
miert sich bereits und wird mit jedem Tag 
stärker. 


Wir wissen, dass diese Entwicklungen 
vom diesjährigen Weltsozialforum in Tu- 
nis diskutiert werden. Wir wissen, dass 
die universelle Unterstützung Griechen- 
lands eine Schlüsselfrage ist, aber auch 
die Unterstützung aller Menschen, die für 
einen historischen Wandel in Europa und 
auf der ganzen Welt kämpfen. Deshalb 
sendet Griechenland heute allen, die an 
dem diesjährigen Forum teilnehmen, 
einen Gruß voller Optimismus, Kraft und 
Entschlossenheit. Mit Solidarität als ihrer 
Waffe werden die Menschen gewinnen! 


Übersetzung: Gabriela Greif, Coorditrad 
/Lektor: Werner Horch 
http://www.attac.de/uploads/media/WSF _Gr 
ussadresse von Alexis Tsipras.pdf 











Kippar w)IKams 
Greece 
FINANCE MINISTRY 











Hans-Böckler-Stiftung 
Soziale und humanitäre Krise in Griechenland 


Neue Untersuchung 


-Breite und aktuelle Datenbasis — 


Für ihre Studie konnten Tassos Giannitsis, emeritierter Wirt- 
schaftsprofessor an der Universität Athen und zwischen 2000 
und 2004 Minister im Kabinett von Premierminister Konstanti- 
nos Simitis, und Stavros Zografakis, Professor an der Athener 
Landwirtschaftsuniversität, auf eine repräsentative Stichprobe 
von Steuerdaten zurückgreifen. Die Forscher analysierten unter 
anderem Datensätze von rund 260.000 Haushalten, die jeweils 
für die Jahre 2008 bis 2012 vorlagen. 


— Lohnkürzungen — 


Löhne und Gehälter in der Privatwirtschaft sanken 
zwischen 2009 und 2013 in mehreren Runden um 
rund 19 Prozent. Unter anderem, weil der Mindest- 
lohn gesenkt und Tarifvertragsstrukturen ge- 
schwächt wurden. Beschäftigte in öffentlichen Un- 
ternehmen verloren sogar etwa ein Viertel ihrer 
Einkommen. (...) Verglichen mit 2009 sei die 


So entwickelten sich in Griechenland die jährlichen Haushaltseinkommen des ... 


auf breiter Datenbasis 


sichts von rapide sinkenden Einkommen und grassierender Ar- 
beitslosigkeit überforderten diese Beträge aber schon viele, be- 
tonen Giannitsis und Zografakis. 


- Alle verlieren , doch die Ärmeren am stärksten — 


Im Durchschnitt gingen die jährlichen Einkommen der griechi- 
schen Haushalte vor Steuern von rund 23.100 Euro 2008 zurück 
auf knapp 17.900 Euro im Jahr 2012. Das entspricht einem Ver- 
lust von knapp 23 Prozent. Dabei fielen die Einbußen stark un- 
terschiedlich aus, die ärmsten Haushalte verloren relativ am 
stärksten. Fast jeder dritte griechische Haushalt musste so 2012 
mit einem Jahreseinkommen unter 7.000 Euro auskommen. 


Sparen trifft die Schwächsten 


73.178€ 
60.727€ 


ESEI 


8.462€ 
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ärmsten Zehntels 2. 
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Lohnsumme 2013 um 25 Milliarden Euro niedriger 
gewesen, die inländische Gesamtnachfrage fiel so- 
gar um 53 Milliarden. Dagegen hätten sich die Ex- 
porte um lediglich 3,8 Milliarden Euro erhöht — 
„eine auffällig schwache Entwicklung angesichts 
der auferlegten Reduzierungen bei den Arbeitskos- 
ten“, schreiben die Ökonomen. 


-20% 


-60% 


- Arbeitslosigkeit und Frühpensionierungen 


Die Arbeitslosigkeit sprang zwischen dem 2. Quartal 2008 und 
dem 2. Quartal 2014 von 7,3 auf 26,6 Prozent. Die Arbeitslo- 
senquote der Jugendlichen zwischen 15 und 29 lag im vergan- 
genen Jahr bei gut 44 Prozent. 

Parallel zur Arbeitslosigkeit ist nach Analyse der Forscher auch 
die Zahl der Frühverrentungen stark angestiegen. Verglichen mit 
2008 lag die Zahl der Neu-Rentner, die zuvor in der Privatwirt- 
schaft beschäftigt waren, um 14 Prozent höher. Die Rentenein- 
tritte aus dem öffentlichen Dienst dürften sogar um mehr als 48 
Prozent zugenommen haben. Auch wenn im Einzelfall nicht ge- 
klärt werden könne, welche Gründe der Zuwachs hat, sehen 

die Forscher einen klaren Zusammenhang zur Krisenpolitik: 
Mit verstärkten Frühverrentungen hätten die früheren griechi- 
schen Regierungen die Forderung der Troika nach schneller 
Verkleinerung des öffentlichen Dienstes sozial abgefedert er- 
füllen wollen. Diese Frühverrentungswelle stelle allerdings 

die griechischen Rentenkassen vor extreme Probleme. 


— Steuern wurden stark erhöht, wirken aber regressiv — 


Die direkten Steuern stiegen nach Berechnung der Forscher 

seit Beginn der Krise in Griechenland um knapp 53 Prozent, 

die indirekten Steuern um 22 Prozent. 

Im Verhältnis zu ihrer Besteuerung vor der Krise müssten ins- 
besondere ärmere Haushalte überproportional mehr zahlen, 
schreiben die Wissenschaftler. So stieg die Steuerbelastung der 
unteren Einkommenshälfte um 337 Prozent, die der oberen 
Hälfte dagegen lediglich um neun Prozent. In absoluten Euro- 
Beträgen erhöhten sich die jährlichen Steuerforderungen an vie- 
le ärmere Haushalte zwar „nur“ um einige hundert Euro. Ange- 


Sand im Getriebe 


j Dusuuunm 


Quelle: Giannitsis, Zografakis 2015 | © Hans-BöcklerStiftung 2015 


- Armutsschwelle sinkt, Armutsquote steigt 


Die Armutsquote in Griechenland scheint auf den ersten Blick 
nur relativ moderat angestiegen zu sein: Hatten 2008 knapp 28 
Prozent der Haushalte nur ein Einkommen, das weniger als 60 
Prozent des nationalen Medianeinkommens betrug, lagen 2012 
gut 31 Prozent oder rund 1,6 Millionen Haushalte unter dieser 
relativen Armutsgrenze (siehe auch Grafik 2). Allerdings unter- 
zeichneten diese Zahlen das wahre Problem drastisch, so Gian- 
nitsis und Zografakis: Denn im gleichen Zeitraum sank durch 
die allgemeinen Einkommensverluste auch die 60-Prozent- 
Schwelle erheblich — um 11,5 Prozent von 8767 Euro Jahresein- 
kommen auf nur noch 7756 Euro. 


Mehr Arme trotz gesunkener Armutsschwelle 


Als arm galten griechische Haushalte mit einem Jahreseinkommen unter ... 


u 


2008 2009 2010 2011 


So entwickelte sich die Armutsquote ... 


ze A 


Quelle: Giannitsis, Zografakis 2015 | © Hans-Böckler-Stiftung 2015 


http://www.boeckler.de/cps/rde/xchg/hbs/hs.xsl/52614 53364.htm 
Tassos Giannitsis, Stavros Zografakis: Greece: Solidarity and Ad- 
justment in Times of Crisis, Studie gefördert vom Institut für Ma- 
kroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) in der Hans-Böck- 
ler-Stiftung; IMK Study 38, März 2015. 

Download: http://www.boeckler.de/pdf/p imk study 38_2015.pdf 
dazu: Handelsblatt-Bericht 19.03.2015 
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Michel Husson 
Griechische Schulden: Vier bedeutende Faktoren 


Zusammenfassung der Untersuchung „The Greek public debt before the crisis“ http://hussonet.free.fr/graudite.pdf , 
im Original mit vielen Graphiken. Eine Übersetzung des gesamten Textes erscheint in SiG 115. 
Michel Husson ist Wirtschaftswissenschaftler und Mitglied der griechischen Wahrheitskommission über die Staatsschulden. 


Ziel dieser Bemerkungen ist es, die Wirkung von vier Me- 
chanismen auf die öffentlichen Schulden Griechenlands zu 
untersuchen: 

- Illegale Abflüsse von Kapital 

-  Überhöhte Militärausgaben 

-  Unzureichende Staatseinnahmen 

-  Reckapitalisierung der Banken 


1. Illegale Abflüsse von Kapital 


Per Definition gibt es keine verlässliche Schätzung der Kapi- 
talabflüsse. Es sind mehrere Beträge im Umlauf: Im Mai 
2011 ging der griechische Minister von 280 Milliarden € an 
griechischem Kapital in der Schweiz aus. Im Oktober des 
gleichen Jahres ging die Financial Times Deutschland von 
165 Milliarden € aus, während die Schweizerische National- 
bank lediglich 3,36 Milliarden angab. Der frühere Premier- 
minister Georgos Papandreou erklärte im August 2012, dass 
Griechenland ohne den Abfluss in die Steueroasen die Ret- 
tung („bailout“) hätte vermeiden können. 


Die in Washington beheimatete NGO Global Financial Inte- 
grity [http://www.gfintegrity.org/ ] bemüht sich um eine Ein- 
schätzung der illegalen Finanzströme. Ihre Methode ist ein- 
fach: Offizielle Quellen werden zur Grundlage genommen 
und es wird beispielsweise verglichen zwischen den aus 
Griechenland abgeflossenen Kapitalsummen und den im 
Rest der Welt eingetroffenen Kapitalsummen griechischer 
Herkunft. Der Unterschied zwischen beiden führt zur Ab- 
schätzung der illegalen Kapitalbewegungen. Diese Methodik 
kann offensichtlich nur die am klarsten sichtbaren Kapitalbe- 
wegungen erkennen und die darauf beruhenden Einschätzun- 
gen müssen daher als unterbewertet angesehen werden. 





Für Griechenland beziehen sich die detaillierten, zur Verfü- 
gung stehenden Daten auf den Zeitraum von 2003-2009. 
Illegale Abflüsse vom griechischen Kapital zwischen 2003 
und 2009 in Mrd. € 

2003 2004 2005 2006 2007 
41,2 318 00 330 531 





2008 2009 
2,8 40,5 


2003-2009 
202,5 


Die Summe beträgt somit etwas mehr als 200 Milliarden € 
und liefert eine Einschätzung, die unterhalb der vorstehend 
zitierten liegt, welche sich lediglich auf die Schweiz bezieht. 
Um die Auswirkungen dieser illegalen Kapitalabflüsse ein- 
zuschätzen, nimmt man eine Einkommensteuer von 10 % an. 
Die hieraus direkt berechneten Steuerausfälle belaufen sich 
somit in einer Größenordnung von 20 Milliarden €. Doch 
muss die Anhäufung der Zinsen berücksichtigt werden: Die 
Simulation führt dann zu folgendem Ergebnis: 

Falls eine angemessene Gesetzgebung die illegalen griechi- 
schen Kapitalabflüsse verhindert hätte und wenn letztere 
korrekt versteuert worden wären, würden die griechischen 
Staatsschulden im Jahre 2014 um 27 Milliarden € niedriger 
liegen (290 Milliarden statt 317 Milliarden). 
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2. Überhöhte Militärausgaben 


Es ist bekannt, dass die griechischen Militärausgaben einen 
extrem hohen Anteil des Bruttoinlandsprodukts darstellen. 
Zwar ist dieser Anteil zurückgegangen, denn er fiel von über 
4% auf weniger als 2,5 % ab. Die Militärausgaben weisen 
jedoch zwischen 1995 und 2000 und nochmals von 2003 bis 
2009 einen erneuten Anstieg auf. Daraus wurde eine maßvol- 
le Hypothese abgeleitet, die sich darauf beschränkt, diese 
beiden Phasen des Anstiegs „auszuradieren“, welche, wie be- 
kannt, der französischen und der deutschen Industrie sehr 


genützt haben. 
Quelle: SIPRI (Stockholm International Peace Research Institute) 


3. Unzureichende Staatseinnahmen 


Wenn die Staatseinnahmen ab 2000 nicht gesunken wären, 
hätten die Staatsschulden im Jahre 2007 86,2% vom BIP statt 
103,1%. Diese benutzten Berechnungen 
[http://alencontre.org/europe/grece-pourquoi-une-dette-a- 
100-du-pib-avant-la-crise.html ] werden hier halbiert, um 
wiederum eine „vernünftige“ Simulation zu erhalten. 





4. Rekapitalisierung der Banken 


Man stellt fest, dass in manchen Jahren die Zunahme der 
Staatsschulden größer war als die Höhe des Haushaltsdefi- 
zits: um 10 Milliarden € im Jahr 1993; 5,4 in 1996; 13,5 in 
2000 und 18,4 in 2005. Um die Auswirkungen dieser Trans- 
fer abzuschätzen, von denen angenommen wird, dass sie der 
Rekapitalisierung der griechischen Banken entsprechen, wer- 
den die festgestellten Werte um zwei Drittel vermindert. 


Fazit: 

Ohne diese vier Faktoren läge die Staatsverschuldung 
Griechenlands im Jahre 2014 bei 175,8 Milliarden 
anstatt von 317,2 Milliarden, entsprechend 97,3 % des 
BIP anstatt 175,4 %. 


Diese Simulationen sind soviel wert wie ihre Ausgangsan- 
nahmen, doch wurden diese eben „maßvoll“ geeicht und so 
ist das hier ermittelte Ergebnis eher zu gering: Die Hälfte des 
Anstiegs der griechischen Staatsschulden zwischen 1992 und 
2009 kann den in Betracht gezogenen Faktoren zugeschrie- 
ben werden. 

Griechenland wäre somit, ohne die illegalen Kapitalabflüsse, 
die exzessiven Militärausgaben, die unzureichenden Staats- 
einnahmen und eine Rekapitalisierung der Banken ohne Ge- 
genleistungen, heute nicht stärker verschuldet als Frankreich 
(im Verhältnis zum BIP). 





Kommission zur Überprüfung der Staatsschulden 


Griechenlands 


Diese „Wahrheit-Kommission“ hat schon am 3.April 2015 ihre Arbeit aufgenommen. Schon 2011 hatten sich T. Ali, S. 
Amin, Bisky, Chomsky, S. George, D. J. Halliday, Harribey, G. Irvin, Khalfa, K. Loach, Massiah, Toussaint, Valente, Villalba, 


Weisbrot, Ziegler u.v.m. für eine Prüfungskommission zu den öffentlichen Schulden Griechenlands eingesetzt. 


Griechischer Rundfunksender Stokkokino: 


17.März 2015 

Zoi Konstantopoulou, Präsidentin des 
griechischen Parlaments, hat offiziell die 
Einrichtung einer Kommission zur Über- 
prüfung der Staatsschulden Griechenlands 
angekündigt. Die Kommission wird unter 
der Schirmherrschaft des griechischen Par- 
laments agieren. Die Zivilgesellschaft, aber 
auch griechische und internationale Wirt- 
schaftswissenschaftler/-innen, Verfassungs- 
rechtler/-innen und Expertinnen und Exper- 
ten für Schulden werden vollen Zugang zur 
Arbeit der Kommission erhalten. 


Laut Sofia Sakorafa, die hinsichtlich der 
paneuropäischen Handlungen sowohl des 


Europäischen Parlaments als auch der Par- 
lamente der Mitgliedsstaaten eine Mittler- 
rolle übernimmt, besteht die Aufgabe der 
Kommission darin, die Wahrheit über die 
Verpflichtungen zu enthüllen, die durch die 
ergriffenen Maßnahmen entstanden sind, 
aber auch Handlungen und Unterlassungen 
aufzuzeigen, die zum explosionsartigen 
Wachstum der Schulden Griechenlands ge- 
führt haben. 

Als Reaktion auf die Aussage des deutschen 
Finanzministers Wolfgang Schäuble, die 
griechische Bevölkerung müsse die Wahr- 
heit erfahren, versicherte Sofia Sakorafa, 
dass die griechische Bevölkerung tatsäch- 
lich die skandalöse Wahrheit über Siemens 


und die Rüstungsprogramme, über die Rol- 
le der Banken auf dem Weg zu den „Memo- 
randa“ und über das enorme Schulden- 
wachstum in den letzten fünf Jahren erfah- 
ren werde. 

Eine Wahrheit, die Schäubles Behauptung, 
dass die Bevölkerungen anderer europäi- 
scher Länder die Schulden Griechenlands 
bezahlen, unglaubwürdig macht. Sakorafa 
versicherte, sie werde sich um eine optima- 
le Handhabung ihrer institutionellen Rolle 
bemühen und alles daransetzen, die Bevöl- 
kerungen Europas davon zu überzeugen, 
dass sie durch ihre Opfer den Hauptverursa- 
cher der Krise retten: das Finanzsyster.(...) 


http://www.stokokkino.gr/details en.php?id=1000000000006328/Committee-to-audit-Greeces-public-debt 





Widersprechen sich die Verpflichtungen von Mitgliedern der 
Vereinten Nationen aus dieser Charta und ihre Verpflichtungen 
aus anderen internationalen Übereinkünften, so haben die 
Verpflichtungen aus dieser Charta Vorrang. 


Vollbeschäftigung und die Voraussetzungen für wirtschaftlichen 





Unter diesen Verpflichtungen findet man unter dem Kapitel 
„Internationale Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und 
sozialem Gebiet“: „die Verbesserung des Lebensstandards, die 


und sozialen Fortschritt und Aufstieg; die allgemeine Achtung 

und Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der 

Sprache oder der Religion „ 


und im steht 


„Alle Mitgliedstaaten verpflichten sich, gemeinsam und jeder 


für sich mit der Organisation zusammenzuarbeiten, um die in 
Artikel 55 dargelegten Ziele zu erreichen.“ 


http://www.unric.org/html/german/pdf/charta.pdf 


Komitee zur Streichung der Schulden der Dritten Welt (CADTM) 
Erste Ergebnisse der Kommission im Juni 


20. März 2015 

Die Präsidentin des griechischen Parla- 
ments Zoi Konstantopoulou hat auf einer 
Pressekonferenz am 17. März 2015 die Ein- 
richtung einer Kommission zur Überprü- 
fung der griechischen Staatsschulden ange- 
kündigt. Der wissenschaftliche Koordinator 
dieser Kommission wird Eric Toussaint 
sein, Sprecher des internationalen CADTM 
und ehemaliges Mitglied der Kommission 
für das Schuldenaudit von Ecuador in den 
Jahren 2007 und 2008. „Das Ziel besteht 
darin, den eventuell verabscheuungswürdi- 
gen, gesetzwidrigen oder illegitimen Cha- 
rakter der von der griechischen Regierung 
aufgenommenen Staatsschulden herauszu- 
finden“, die Bevölkerung „hat das Recht zu 
verlangen, dass der gesetzwidrige Teil der 
Schulden - insofern sich dies nach der Un- 
tersuchung durch die Kommission heraus- 
stellen sollte — gestrichen wird“, erklärte 
die Präsidentin des griechischen Parla- 
ments. 


Sofia Sakorafa, Syriza-Europaabgeordne- 
te, die auf der Pressekonferenz neben Zoi 
Konstantopoulou und Eric Toussaint das 
Wort ergriffen hat, hat sich bereit erklärt, 
die Verbindung zum Europäischen Parla- 
ment herzustellen. Zur Erinnerung: Sofia 
Sakorafa hat 2010 mit der PASOK gebro- 
chen, als diese von Giorgos Papandreou ge- 
führte Partei das mit der Troika vereinbarte 
Memorandum unterstützt hat. Bereits im 
Dezember 2010 hat sie sich als Parlamenta- 
rierin für einen Vorschlag zur Bildung einer 
Kommission zur Überprüfung der griechi- 
schen Staatsschulden eingesetzt. 2011 be- 
teiligte sie sich an der Bildung eines Bür- 
gerkomitees zur Überprüfung der griechi- 
schen Staatsschulden. Im Juni 2012 erhielt 
sie als griechische Abgeordnete parteiüber- 
greifend die meisten Stimmen. Im Mai 
2014 wurde sie zur Europaabgeordneten ge- 
wählt. 

Giorgos Katrougalos, Minister für die Ver- 
waltungsreform, hat auf der Pressekonfe- 
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renz ebenfalls das Wort ergriffen, um die 
Initiative der Präsidentin des griechischen 
Parlaments zu unterstützen. Auch er hatte 
an der Bildung des Bürgerkomitees zur 
Überprüfung der griechischen Staatsschul- 
den mitgewirkt. 

Schließlich hat die Parlamentspräsidentin 
auf der Pressekonferenz die Anwesenheit 
von aktiven Mitgliedern dieses Komitees 
gewürdigt: Moisis Litsis, Sonia Mitralias 
und Giorgos Mitralias (alle drei Mitglie- 
der des CADTM Griechenland) sowie Leo- 
nidas Vatikiotis (einer der Autoren der Fil- 
me Debtocracy und Catastroika). 


Die griechischen Medien haben ausführlich 
über diese Pressekonferenz berichtet, eben- 
so mehrere spanisch- und französischspra- 
chige Medien (1) sowie der öffentlich- 
rechtliche Rundfunk Belgiens und der fran- 
zösischsprachigen Schweiz. In den Drei- 
zehnuhrnachrichten des belgischen Fernse- 
hens wurde ein Live-Interview mit Eric 


Toussaint auf dem Syntagma-Platz am Tag 
der Pressekonferenz gesendet (Interview 
auf dieser Seite). 


Insgesamt werden ungefähr dreißig griechi- 
sche und internationale Experten der Kom- 
mission angehören. Sie sollen im Juni 
einen ersten Bericht vorlegen, „das heißt 
genau zu dem Zeitpunkt, wo die Umsetzung 
der Vereinbarung vom 20. Februar zwi- 
schen Griechenland und seinen Gläubigern 
ablaufen wird und wo der Augenblick ge- 
kommen sein wird, ein neues Kapitel der 
Neuverhandlung der Staatsschulden aufzu- 
schlagen“, präzisiert Ad&a Guillot, ständige 
Korrespondentin der Zeitungen Le Soir und 
Le Monde. Die Namen der Mitglieder der 
Kommission werden erst Anfang April be- 
kannt sein, wenn die Kommission ihre erste 
Arbeitssitzung abhalten wird. Von April bis 
Juni bleibt wenig Zeit, aber das ist nur eine 
erste Etappe. Eric Toussaint äußert sich 
dazu in einem Gespräch mit der Finanzzeit- 
schrift L’Echo: „Wir werden im Juni vor- 
läufige Ergebnisse vorlegen, insbesondere 
zu der Frage der von der Troika - die jetzt 
‚Institutionen‘ heißt — angemahnten Schul- 
den. Aber insgesamt werden wir mit dem 
Audit sicher bis zum Dezember 2015 be- 
schäftigt sein. Die Kommission hat die Auf- 
gabe, der griechischen Bevölkerung eine 
sorgfältige Analyse der Art der Schuldfor- 
derungen gegenüber Griechenland vorzule- 
gen. Während die Zeit drängt, erleben wir 
eine Stigmatisierungskampagne gegen die 
griechische Bevölkerung ...“ 


Zoi Konstanopoulou wird bereits von ge- 
wissen Journalisten und verschiedenen grie- 
chischen Parteien (Nea Dimokratia, PA- 
SOK und Potami) beschuldigt, „Öl ins Feu- 
er zu gießen“, was die ein eindrucksvolles 


Arbeitspensum bewältigende Frau (siehe 
diesen Artikel in Le Monde) nicht daran 
hindert zu erklären: „Eine ganze Bevölke- 
rung ist in die Knie gezwungen worden und 
wir dürfen nicht akzeptieren, dass sie sich 
dieser Propaganda unterwirft. (...) Wir ha- 
ben die Pflicht zu handeln, andernfalls wer- 
den diese Schulden auf den zukünftigen Ge- 
nerationen lasten.“ 





Wie dem auch sei, die Aufgabe der Kom- 
mission zur Prüfung der griechischen 
Staatsschulden wird nicht darin bestehen, 
sich an die Stelle der griechischen Regie- 
rung zu setzen und darüber zu entscheiden, 
welche Schulden getilgt und welche gestri- 
chen werden sollen. Diesen wichtigen 
Punkt hebt die Journalistin Adea Guillot 
hervor: „Wenn die Ergebnisse dieser Kom- 
mission bekannt sein werden und wenn man 
daraus folgern kann, dass ein Teil der grie- 
chischen Staatsschulden illegitim ist, wer- 
den die Gläubiger des Landes dennoch 
durch nichts dazu verpflichtet werden kön- 
nen, die simple Streichung ihrer Schuldfor- 
derungen zu akzeptieren.“ Und Eric Tous- 
saint ergänzt: „Die griechische Regierung 
wird dann die souveräne Entscheidung tref- 
fen können, nicht zu bezahlen. Unsere 
Kommission verfolgt das Ziel, solide und 
wissenschaftliche Argumente zu liefern, auf 
die sich dann eine der griechischen Regie- 
rung vorbehaltene politische Entscheidung 
stützen kann.“ 


(1) Le Monde, Le Soir, L’Echo, L’Avenir, 
Agence France Presse ... 





Originaltext: http://cadtm.org/Lancement-de- 
la-commission-d-audit,11408 
Übersetzung: Barbara Kratky, Coorditrad; 
Lektor: Werner Horch. 











Auszug aus der Rede von Eric 
Toussaint vor dem griechischen 
Parlament am 4.April 2015: 


Die Kommission wird die griechischen 
Schulden in den nächsten Monaten 
untersuchen, mit dem Ziel, den Anteil 
herauszufinden, der illegitim, illegal, 
verabscheuungswürdig oder nicht 
tragbar ist. Ohne den Anspruch auf 
Vollständigkeit kann man diese Begriffe 
so definieren: 


-illegitime öffentliche Schulden: 
Schulden, die eine Regierung ohne 
Rücksicht auf das Gemeinwohl, im 
Dienste einer kleinen Minderheit 
aufgenommen hat; 

- illegale Schulden: Schulden, die unter 
Verletzung der geltenden Gesetze oder 
der Verfassung gemacht wurden; 

- verabscheuungswürdige öffentliche 
Schulden: Sie wurden unter Verletzung 
der grundlegenden Menschenrechte (die 
sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen, 
politischen Rechte und die Bürgerrechte) 
aufgenommen; 

- nicht tragbare öffentliche Schulden: 
Schulden, die nur mit dramatischen 
Folgen für die Menschen zurückgezahlt 
werden könnten, z. B. mit einer 
erheblichen Verschlechterung ihrer 
Lebensbedingungen, mangelhaftem 
Zugang zum Gesundheitswesen und zur 
Bildung, Zunahme der Arbeitslosigkeit... 
Kurz alles, was die elementaren 
humanitären Rechte verletzt. 
http://cadtm.org/4-avril-2015-Journee- 
historique 














Griechenland-Solidarität: Die parlamentarische Schuldenauditkommission tagte in Athen (3.- 7. April) 


Am 04. April begann die Arbeit der parla- 
mentarischen Schuldenauditkommission 
mit einer Sitzung des Parlaments. Dazu 
hielten u.a. folgende Personen Reden: die 
Präsidentin des Parlaments Zoe Konstanto- 
poulou, der griechische Präsident Prokopis 
Pavlopoulos, die Abgeordnete Sofia Sako- 
rafa, die die Schuldenauditkommission lei- 
tet, Eric Toussaint, der wissenschaftliche 
Leiter des internationalen Teams der Kom- 


mission, der Verteidigungsminister, der Mi- 
nister für Verwaltungsreform, der Antikor- 
ruptionsminister, der Justizminister, der Eu- 
ropaminister und der Finanzminister. 

Eric Toussaint wies in seiner Rede darauf 
hin, dass europäische Staaten nach den Re- 
geln des Europaparlaments und des Rates 
umfangreiche Untersuchungen über das An- 
wachsen von Schulden durchführen sollten, 
wenn sie Anpassungsprogrammen unter- 


worfen werden. 

Während einer weiteren Sitzung des Parla- 
ments zur Schuldenauditkommission am 
06. April nannte der griechische Vize- 
Finanzminister Dimitris Mardas konkrete 
Zahlen: Als Reparationsschuld Deutsch- 
lands für den Zweiten Weltkrieg erwarte die 
Regierung in Athen 278,7 Milliarden Euro. 
Diese Zahl errechnete ein Expertenteam des 
griechischen Rechnungshofs. (Mehr Infos) 











Weitere Dokumente zu den Staatsschulden 


Eric Toussaint: Why should the Greek debt be audited? La dette grecque http://cadtm.org/La-dette-grecque 
Toussaint: Und wenn Syriza die Europäische Union beim Wort nehmen und Griechenlands Schulden prüfen würde? (SiG 114) 


Eric Toussaint zum Vergleich Griechenland - Deutschland im Lichte der Londoner Konferenz von 1953 zugunsten Deutschlands 
Petit guide contre les bobards mediatiques https://france.attac.org/nos-publications/brochures/article/grece-petit-guide-contre-les 
Eric Toussaint: Der Kampf um die Streichung der Schulden aus historischer Sicht 

E. Toussaint: Auch die illegitimen Schulden im Norden müssen annulliert werden! SiG 92 
Liste von CADTM-Artikeln zu dem Schuldenthema 
Coutrot, Saurin, Toussaint: Schulden streichen oder das Kapital besteuern: Warum nur eins? SiG 107, S. 28 
Stephan Lindner: "Haircut ist nicht schuldenaudit", SiG 91 
Attac Frankreich und andere haben sich auf den Weg zu einem Schuldenaudit gemacht, 
hier die Ergebnisse: 59% der französischen öffentlichen Verschuldung ist illegitim, Schuldenaudit: Frankreich 
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Die zwei ersten Monate der griechischen Regierung 


In ihrem Wahlprogramm (http://www.attac.de/uploads/media/syriza Programm sept 2014.pdf ) hatte Syriza 


die Beendigung der Austeritätsmaßnahmen als vorrangiges Ziel benannt. Mindestens zwei große Probleme 
erschwerden deren Umsetzung: Zum einen die immer noch agierende Troika (s. Artikel in dieser Nummer): notwendige 
öffentliche Gelder werden für die Schuldentilgung und Zinszahlungen abgezweigt; zum anderen die hergebrachten 
Strukturen des Staatsapparats, die nicht automatisch mit der Wahl einer Regierung umgewälzt werden. 
Und doch: ein neuer Wind weht - hier einige wenige Einblicke, mehr dazu in SiG 115 (Ende April 2015). 


Pierre Khalfa (aus: http://cadtm.org/Grece-I-heure-des-choix ) 
Das griechische Parlament hat 4 wichtige Entscheidungen ge- 
troffen: 

1. Die Vizeministerin für Immigration, Tasia Christodoulopou- 
lou, hat verkündet, dass alle in Griechenland geborene Kinder 
die griechische Nationalität bekommen dürfen; das betrifft 

200 000 Kinder von Migranten. Alle Migrantenlager sollen be- 
schlossen werden (1). Nach den Richtlinien der EU („Dublin 
II“) ist immer das Land der Einreise automatisch für das Asyl- 
verfahren zuständig; die griechische Regierung kritisiert diese 
Regelung. 

2. Kampf gegen Korruption — Bruch mit den „Kasten“ 
(Verfilzung Geschäftswelt /Politiker) , eine Lösung in und mit 
Europa. 

3. Bildung einer „Wahrheitskommission“, die die griechischen 
Staatsschulden überprüft. (s. Artikel in dieser Nummer) 

4. Am 18.März wurde ein humanitäres Programm beschlossen 





Dazu: Rede von Alexis Tsipras: http://www.europa-neu- 


begruenden.de/links-2/ 
(1) Die Umsetzung ist noch im Gange: 


https://www.jungewelt.de/2015/03-07/013.php 





Genehmigung für Bau der Goldmine auf Chalkidiki 
zurückgezogen 

Die griechische Regierung hat eine Genehmigung für den Bau 
der Goldmine in Skouris auf Chalkidiki zurückgezogen. 
Allerdings behauptet Eldorado, die kanadische Firma, die die 
Mine baut, die Regierung habe ihr mitgeteilt, die Genehmigung 
werde eventuell nach Abschluss der internen Prüfung wieder 
erteilt. (mehr). 








Die Steuerflucht der kanadischen Firma ist hier dokumentiert: 
http://somo.nl/news-en/crisis-ridden-greece-hit-by-tax- 
avoidance-through-the-netherlands_ 











Robert Misik: Deutsche Verbohrtheit, 
11.März 2015 in GEGENBLENDE 


"Der Geisterfahrer", titelte der Spiegel un- 
mittelbar nach der Wahl von Alexis Tsipras. 
In den Tagesthemen der öffentlich-rechtli- 
chen ARD wird EU-Parlamentspräsident 
Martin Schulz von einer Moderatorin sa- 
lopp gefragt, ob er dem Griechen-Premier 
auch schon ordentlich "auf die Finger ge- 
klopft" habe. Die BILD-Zeitung bittet ihre 
Leser Poster gegen die "gierigen Griechen" 
im Internet hochzuladen und auch die nor- 
malerweise seriöse Süddeutsche Zeitung 
fährt seit Wochen eine Kampagne mit ei- 
nem Stakkato an antigriechischen Kom- 
mentaren, die oft nicht einmal mehr tangen- 
tial etwas mit der Realität zu tun haben. 
Die Beispiele ließen sich endlos fortsetzen, 
doch das Bild ist klar: Deutschlands Medi- 
en haben sich, von wenigen lobenswerten 
Ausnahmen abgesehen, seit der Wahl der 
neuen griechischen Regierung in einen 
Kampfmodus hineingeschrieben, der sei- 
nesgleichen sucht. (...)" Mehr 


Medien .... Medien 


Albrecht Müller 
Konfrontation wird wieder aufgebaut! 


8.April 2015 „Umstrittener“ Besuch des 
griechischen Ministerpräsidenten in Mos- 
kau. So hieß es im Deutschlandfunk heute 
um 13:00 Uhr zu Beginn der Nachrichten- 
sendung und dann noch einmal beim Über- 
gang zur anschließenden Sendung. Ganz 
selbstverständlich und ohne An- und Abfüh- 
rung: umstrittener. 

Offenbar haben die Hauptmacher der Pro- 
paganda nicht einmal mehr eine kleine Ah- 
nung davon, wie eine demokratische Be- 
richterstattung aussehen müsste. Selbstver- 
ständlich müsste über die Moskaureise ei- 
nes griechischen Ministerpräsidenten ohne 
das zitierte Adjektiv berichtet werden und 
dann meinetwegen negativ kommentiert 
werden. Im konkreten Fall ist die unter- 
schwellige negative Kommentierung auch 
die Folge der Kommentare, mit denen deut- 
sche und ausländische, zum Beispiel ukrai- 
nische, Politiker den Besuch von Tsipras in 
Russland begleiten; ihr Grundtenor wird 
einfach in die Texte der Nachrichtensen- 
dungen übernommen. 

Der sozialdemokratische Präsident des eu- 
ropäischen Parlaments Schulz zum Beispiel 


Sand im Getriebe SN April 2015 Seite 8 


warnt den griechischen Ministerpräsidenten 
davor, die Einheit des Westens in Sachen 
Sanktionen zu gefährden. Der Russlandbe- 
auftragte der Bundesregierung Gernot Erler 
(SPD) warnt, er rät jedoch zugleich zu mehr 
Gelassenheit. Immerhin. Aber es wäre zu 
fragen: Warum erinnern sich nicht wenigs- 
tens die Sozialdemokraten daran, dass ins- 
besondere sie es waren, die das Ende des 
Konfliktes zwischen West und Ost, auch 
zwischen Westen und Russland angestrebt 
und erreicht haben. 


Das Konzept, daran muss man immer wie- 
der erinnern, hieß: Abbau der Konfrontation 
und der Einsatz „vertrauensbildender Maß- 
nahmen“, wie es in einer etwas holprigen 
Sprache hieß. Jetzt geschieht das Gegenteil: 
die Konfrontation wird wieder aufgebaut, 
die NATO rückt an die Grenzen Russlands 
heran und der Westen verhängt Sanktionen. 
Damit wird auch riskiert, dass sich die in- 
nenpolitische Lage in Russland verschärft, 
dass rechte Kräfte mehr Einfluss gewinnen, 
usw. 

Insgesamt eine Politik ohne Konzeption, 
und die Medien machen alles mit. 
http://www.nachdenkseiten.de/? 
p=25660#more-25660 








Hans-Jürgen Urban 


Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall 


Demokratie und Solidarität statt Austerität und Troika! 
Für eine radikale Wende in Europa 


Am 18. März 2015 fanden in Frankfurt vielfältige Proteste gegen die Politik der Europäischen Zentralbank (EZB) statt, zu 
denen das Blockupy-Bündnis und in diesem auch DGB-Gewerkschaften aufgerufen hatten. Da der gewerkschaftliche De- 
monstrationszug von der Polizei mehrfach gestoppt, umgeleitet und unterbrochen wurde, fand die geplante Kundgebung 

nicht statt. Beigefügt das Manuskript meiner vorgesehenen Rede, die nicht gehalten werden konnte. 


Warum wir heute hier sind! 


Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! 

Es ist höchste Zeit! Höchste Zeit für eine 
Wende in Europa. Eine Wende, die neolibe- 
rale Austeritätspolitik und aggressive 
Troika-Diktate hinter sich lässt! 

Deshalb stehen wir heute hier, vor der Eu- 
ropäischen Zentralbank, vor einem Finanz- 
institut, das mit Prunk in ein pompöses Ge- 
bäude einzieht. Diese EZB ist ein wichtiger 
Akteur in dieser Anti-Europa-Koalition, ge- 
nannt: Troika - oder auch: die Institutionen! 
Eine Koalition ohne Legitimation! 

Die Troika ist ein Bündnis, das Europa 
nicht stärkt, sondern ruiniert. Die EZB steht 
damit für eine Politik, die wir nicht wollen, 
weil sie Staaten und Menschen in den 
Schraubstock neoliberaler Austerität zwängt 
und zerdrückt. Und weil sie Banken und 
Zockerbuden schützt und sich zugleich an 
den europäischen Sozialstaaten vergeht! 
Und deshalb sage ich: Wir brauchen keine 
selbstgerechten Feierstunden neoliberaler 
Aggressoren! Wir brauchen einen radikalen 
Politikwechsel in Europa! 

Und dafür brauchen wir gewaltfreien, aber 
entschiedenen Proteste und Widerstand! 
Und deshalb sind wir heute hier! 


„Wo bleibt die Dankbarkeit der 
Griechen...!“ 


Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! 

Wer die Folgen neoliberaler Austerität stu- 
dieren will, der schaue auf Griechenland. 
In der Springer-Presse, aber leider auch an- 
dernorts ist die Klage zu vernehmen: Trotz 
großer Hilfe ließen die Griechen Einsicht 
und Dankbarkeit vermissen. 

Was soll dieses Geschwätz. Wofür sollen 
die Griechen denn dankbar sein? Die Grie- 
chen haben gar nichts von „unserem Geld“ 
bekommen! Das Geld floss nicht an die 
Menschen, sondern vor allem an die Gläu- 
biger der Staatsschulden, an französische 
und deutsche Banken! Die Banken wurden 
mit Milliarden gestützt, dem Sozialstaat 
wurden Milliarden entzogen. „Bank müsste 
man sein!“ Das dürfte sich so mancher 
Rentner, Kranker oder Arbeitsloser in Grie- 
chenland und anderswo gedacht haben. 
Profite werden gerettet, die Menschen lässt 
man fallen. Was für eine Absurdität, was für 
ein Zynismus! 


Die Folgen der aufgezwungenen 
Austerität! 


Ja, liebe Freundinnen und Freunde! 

Die aufgezwungen Austerität hat Griechen- 
land in einen Ausnahmezustand getrieben: 
die Wirtschaft ist seit Beginn der Krise um 
eine Viertel geschrumpft, die Löhne im öf- 
fentlichen Sektor wurden um bis zu 50 Pro- 
zent gekürzt, die Renten um bis zu 45 Pro- 
zent und das Gesundheitssystem steht vor 
dem Kollaps, Selbstmordraten und Säug- 
lingssterblichkeit sind signifikant gestiegen! 
Dieses fatale Zusammenspiel von Wirt- 
schaftskrise und Sozialabbau hat zu einer 
sozialen und humanitären Katastrophe ge- 
führt. 

Kolleginnen und Kollegen, Freundinnen 
und Freunde! Viele von uns sind Gewerk- 
schafterinnen und Gewerkschafter. Wir füh- 
len uns dem demokratischen Sozialstaat 
und internationaler Solidarität verpflichtet. 
Aber sagt selbst: Was wären unsere Be- 
kenntnisse wert, wenn wir einfach zusähen, 
wie vor unseren Augen ein ganzes Land 
wirtschaftlich und sozial zugrunde gerichtet 
wird. Nein, das Gegenteil zu tun ist Ge- 
werkschafter-Pflicht: Die Stimme erheben, 
Proteste organisieren, Solidarität praktizie- 
ren! Auch deshalb sind wir heute hier! 


Gewerkschaftliche Töne 
der Solidarität 


Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! 

Weil das so ist, freue ich mich riesig über 
die Aufrufe der Gewerkschaften zur Solida- 
rität mit Griechenland. Den Aufruf des Eu- 
ropäischen Gewerkschaftsbundes und den 
der Vorsitzenden der DGB-Gewerkschaften. 
In letzterem heißt es: „Mit der neuen grie- 
chischen Regierung muss ernsthaft und 
ohne Erpressungsversuche verhandelt wer- 
den, um dem Land eine wirtschaftliche und 
soziale Perspektive jenseits der gescheiter- 
ten Austeritätspolitik zu eröffnen. (...) 
Europa darf nicht auf der Fortsetzung einer 
Politik zu Lasten der Bevölkerung behar- 
ren, die von der Mehrheit der Wählerinnen 
und Wähler unmissverständlich abgelehnt 
wird. Ein »Weiter so« darf es nicht geben!“ 
Das sind Töne der Solidarität — und ich 
sage: Das ist gut so! Aber als Optimist, der 
ich bin, füge ich hinzu: „Mehr wäre 
besser!“ 
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In puncto konkreter Unterstützung ist deut- 
lich Platz nach oben, da kann es nicht scha- 
den, eine Schüppe draufzulegen! 

Ich denke: Es ist höchste Zeit für einen 
europaweiten Aktionstag des Protestes 
und der Solidarität mit Griechenland! 


Erbärmliche Triumphe 


Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! 

Die Griechen haben alles Recht der Welt, 
sich gegen die Ausplünderung ihres Ge- 
meinwesens zu wehren. Und es ist erbärm- 
lich, wie sich die EU-Staaten und vor allem 
Wolfgang Schäuble als ihre Zuchtmeister 
gebärden. Wie sie ihre Macht und wirt- 
schaftliche Überlegenheit auskosten. 

Ein billiger Triumph, der nicht die griechi- 
sche Bevölkerung, sondern die Repräsen- 
tanten einer autoritären EU beschämt. 

Kein Zweifel: Viele der Probleme in Grie- 
chenland sind auch hausgemacht! Sie sind 
Folge eines Systems, in dem die Eliten die 
wirtschaftliche Reichtümer und die politi- 
sche Macht untereinander aufgeteilt haben. 
Jahrzehnte lang! 

Ich frage: Warum sollen die Werftarbeiter, 
die Hotelangestellte, der Kranke, die Rent- 
nerin und der Arbeitslose dafür zahlen? 
Und vor allem: Warum hilft man der neuen 
Regierung nicht, mit dieser Vergangenheit 
zu brechen? Warum wirft man ihr Knüppel 
in die Beine, wo es nur geht? 

Wer die Vergangenheit in Griechenland be- 
klagt, der muss den Neuanfang stützen! 
Alles andere ist Heuchelei. Und das wollen, 
das werden wir uns nicht länger anhören! 


Die EZB trägt auch Verantwortung 
für Griechenland 


Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! 

Es ist doch offensichtlich: An Griechenland 
soll ein Exempel statuiert werden. Wer den 
Ausbruch aus dem Gefängnis der Austerität 
wagt, wird zur Strecke gebracht. Ein Warn- 
schuss für progressive Bewegungen in an- 
deren Ländern, etwa in Spanien. 

Schon deshalb sind wir gefordert. Der Re- 
gierungs- und Politikwechsel in Griechen- 
land ist keine Katastrophe, er ist eine histo- 
rische Chance. Nicht nur Griechenland und 
die sogenannten Schuldenstaaten, die ganze 
EU leiden unter dem Austeritäts-Regime. 


Und deshalb ist die Unterstützung der Grie- 
chen keine politische Wohltätigkeit, son- 
dern Solidarität im legitimen Eigeninteres- 
se! Ja, die Zukunft der europäischen Demo- 
kratie auf dem Spiel. Wir fordern die Regie- 
rungen der Euro-Staaten, die Europäische 
Kommission und die EZB auf: 

1. 

Das demokratische Votum des griechischen 
Volkes ist zu respektieren! 

Auch von den Institutionen der EU, und 
auch von Merkel, Schäuble und Co.! 

2. 

Die Verträge zwischen Griechenland und 
der Troika erweisen sich als Knebel einer 
wirklichen Reformpolitik und schnüren der 
Regierung die Luft ab! 

Die Verträge müssen neu verhandelt wer- 
den! Griechenland braucht Zeit und Res- 
sourcen für den Neuaufbau des Landes! 

3. 

Auch, ja gerade die EZB darf nicht länger 
Komplizin der Finanzmärkte sein, sie muss 
zur Dienerin demokratisch gewählter Re- 
gierungen werden. Sie muss die griechi- 
schen Staatsanleihen genauso akzeptieren, 
wie die aller anderen Euro-Staaten. 

Mit Erpressungen durch die Geldpolitik 
muss endlich Schluss sein. 


„Durften die das...?“ 


Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! Ja, die Bevölkerung 
in Griechenland begehrt auf. Und sie hat 
sich erlaubt, eine Regierung zu wählen, die 
nicht den Banken, nicht Angela Merkel und 
nicht Wolfgang Schäuble, sondern die den 
Menschen in Griechenland gefällt! 

Und jetzt fragt sich halb Europa verblüfft: 
„Durften die das? Darauf kann es nur eine 
Antwort geben: Ja, die durften das nicht 
nur! Die mussten das, ein „weiter so“ wäre 
unverantwortlich gewesen. 

Die Wahl in Griechenland war Notwehr! 
Ein Akt des demokratischen Widerstands 
gegen die Cliquen-Wirtschaft der bisheri- 
gen Parteien und gegen die Finanzdiktate 
der Troika! Kein Staat, keine Regierung der 
Welt kann verpflichtet werden, sehenden 
Auges in die Katastrophe zu laufen! 

Das Recht auf Widerstand ist ein demokra- 
tisches Grundrecht! Und es gilt auch in Eu- 
ropa und auch gegenüber der Macht des 
großen Geldes! 


Die griechische Regierung macht 
auch unseren Job! 


Die Aufgabe, die die Syriza-Regierung zu 
schultern hat, ist gigantisch. Und man mag 
darüber streiten, ob sie bisher alles richtig 
gemacht hat. Ob jeder Winkelzug und jede 
Äußerung klug waren! Dabei rede ich nicht 
von Hemden, die über den Hosen hängen. 
Aber ich bin der Meinung: Anstatt von 
Deutschland aus Haltungsnoten zu erteilen, 
sollten wir uns lieber daran machen, sie zu 
unterstützen. 


Die griechische Regierung macht auch un- 
seren Job! Den Job der Linken in Europa! 
Ihr Kampf gegen die neoliberale Austeri- 
tätspolitik ist auch deshalb so schwer, weil 
wir ihn nicht hinkriegen! Wir in Deutsch- 
land, in Frankreich, in Italien, in den Län- 
dern, die in Europa den Ton angeben! 

Also: Spielen wir nicht die Oberschlauen, 
organisieren wir die Solidarität! Die Solida- 
rität mit denen, die eine andere, eine demo- 
kratischere und solidarischere Zukunft für 
Europa wollen. 

In Griechenland und anderswo! 


Für eine neue Anti-Bild-Kampagne 


Und begehren wir endlich auf gegen die 
diese Verunglimpfungen und Hetze in den 
Medien. Sie sind unerträglich. Unerträglich 
ist es auch, dass es keinen Aufschrei dage- 
gen gibt. Wenn Blätter wie die Bild-Zeitung 
hetzen und die Wahrheit verdrehen, dann 
muss die Gesellschaft reagieren. 

Ich bin kein Nostalgiker, aber manchmal 
gibt uns die Geschichte sinnvolle Hinweise. 
Etwa im Umgang mit dieser Art von Jour- 
nalismus. Ich denke da an die Anti-Sprin- 
ger-Kampagne der 1968er-Bewegung. 
Damals haben viele zum Boykott der Bild- 
zeitung aufgerufen, die gegen die rebellie- 
renden Studenten hetzte. Interessant was? 
Können wir hier nicht aus der Geschichte 
lernen? Wir wissen doch: Nur wenn die 
Kasse nicht mehr klingelt, dröhnt es in den 
Springer- Ohren. Wie wäre es mit einer 
neuen Kampagne unter dem Motto: „Kei- 
nen Euro für die Verunglimpfungen von 
Staaten und Menschen in Europa! Keinen 
Euro für Bild!“ Na, was meint ihr? 


Alternativen sind nötig 
- und möglich! 


Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! 

Wir stehen zu Europa, zu seiner großen 
Idee der Überwindung von Grenzen, von 
Vorurteilen und von Nationalismus. Zur 
Idee einer Region des Wohlstandes, der De- 
mokratie und der Solidarität! Und zur Idee 
der Öffnung nach außen und einer Rolle als 
ziviler Konfliktschlichter in der Welt. 

Aber: In einem Europa der Banken, der 
Austerität und des Neoliberalismus werden 
diese Ideen täglich dementiert, müssen sie 
ersticken! 

Deshalb sagen wir: Wir müssen Europa um- 
bauen, wir müssen es moralisch und demo- 
kratisch neu gründen! Und lassen wir uns 
nicht erzählen, das seien Utopien und Spin- 
nereien. Europa wird sich wandeln, oder es 
verspielt seine Zukunft. 

Ein anderes Europa ist möglich, Schritte in 
diese Richtung sind benennbar: 

1. 

Die EZB ist eine öffentliche Institution mit 
öffentlichen Aufgaben und öffentlicher Ver- 
antwortung. Es ist doch absurd: die EZB 
bedient die Banken mit billigem Geld zu 


Sand im Getriebe SN April 2015 


Seite 10 


Niedrigstzinsen, und diese geben es als teu- 
re Kredite an die Staaten weiter. 

Die Banken verdienen — und die Staaten 
bluten — und mit ihnen die Steuerzahler! 
Das muss aufhören: Die EZB sollte die 
Staaten ohne die Zwischenschaltung der 
Märkte finanzieren dürfen — durch direkte 
Krediten und zu akzeptablen Bedingungen! 
2. 

Eine umfassende Demokratisierung der 
EZB ist unverzichtbar: Die EZB muss ver- 
pflichtet werden, die Aufbaupolitik demo- 
kratisch legitimierter Regierungen zu stüt- 
zen. In ihre Schaltzentralen gehören weder 
„Deutsch-Banker“ noch „Goldmänner“ 
noch andere Agenten der Wall-Street, son- 
dern Entsandte der Parlamente. 

3. 

Nicht Sozialabbau, Soziaufbau muss die 
Leitlinie der Politik werden. Das gilt für die 
Nationalstaaten wie für die Institutionen der 
EU. 

Die Europäischen Gewerkschaften haben 
ein europaweites Investitions- und Aufbau- 
Programm vorgeschlagen. Durch dieses 
könnten Aufbauinvestitionen in bedürftigen 
Regionen der EU finanziert werden: im Ge- 
sundheitssektor, im Feld öffentlicher Diens- 
te und Infrastruktur und nicht zuletzt zum 
ökologischen Umbau der Industrie! Das 
würde Wirtschaftskraft und Steuereinnah- 
men stärken und einen solidarischen Weg 
der Haushaltskonsolidierung ermöglichen. 
4. 

Und dazu muss das Geld da geholt werden, 
wo es im Übermaß vorhandenen ist — und 
wo es privaten Luxus, statt gesellschaftli- 
chen Nutzen stiftet! Es ist höchste Zeit für 
eine radikale Umverteilung zulasten des gi- 
gantischen Vermögens- und Kapitalbesit- 
zes! Zum Beispiel durch eine Vermögens- 
und Erbschaftssteuer. Oder durch eine län- 
derübergreifende Finanztransaktionssteuer. 
Sie könnte alleine in Deutschland bis zu 44 
Mrd. für öffentliche Aufgaben realisieren! 


Alternativen 
für ein anderes Europa 


Liebe Freundinnen und Freunde, Kollegin- 
nen und Kollegen! 

Also: Es fehlt nicht an Alternativen, es 
fehlt an politischem Willen. Und dieser 
fehlende Wille wird nicht von alleine 
kommen. 

Wir vertrauen nicht auf die Kraft des Argu- 
ments und die Einsicht des Herrschenden. 
Ohne Druck wird sich nichts bewegen! 
Und dieser Druck muss aus der Gesell- 
schaft kommen, muss auf den Straßen, in 
den Medien und Parlamenten organisiert 
werden. Mit unserer Bewegung, mit unse- 
rem Kampf für ein anderes, ein besseres 
Europa stehen wir am Anfang. 


Ich bin mir sicher: Europa wird nur un- 
seres, wenn wir es uns aneignen. 
Also: Fangen wir an damit! 


INTERNATIONALER GEWERKSCHAFTSBUND 
Einigung Griechenland-EU: „Schluss mit den politischen 


en“ 


ITuc csı ıgpBrüssel, 27. Februar 2015 
(IGB online): Der IGB kriti- 

siert aufs Schärfste die ablehnende Haltung 
des Internationalen Währungsfonds zur am 
24. Februar erzielten Einigung zwischen 
den Finanzministern der Eurozone und der 
griechischen Regierung, das Hilfspro- 
gramm für Griechenland um 4 Monate zu 
verlängern. 
In einer Aussendung 
(http://www.imf.org/external/np/sec/pr/201 
5/pr1571.htm) verurteilt die IWF-Direkto- 
rin Christine Lagarde das Abkommen als zu 
allgemein gehalten. Sie vermisst «klare Zu- 
sagen »über die Fortführung der von der 
Vorgängerregierung eingegangenen Ver- 
pflichtungen, insbesondere im Bereich der 
Arbeitsmarktreformen. 
Sharan Burrow, Generalsekretärin des IGB 
dazu: «Fünf Jahre Austeritätspolitik und 
Deregulierung, aufgezwungen vom IWF 
und den anderen Mitgliedern der Troika, 
haben zu wirtschaftlicher Depression, 
wachsenden Ungleichheiten und 25 % Ar- 
beitslosigkeit geführt. Darauf zu bestehen, 
dass die neue Regierung in Griechenland 
unverändert weitermacht, grenzt ans Absur- 
de. » 
Burrow stellt fest, dass die in der IWF-Aus- 





sendung erwähnten Arbeitsmarktreformen 
neben der Abschaffung der verpflichtenden 
Ankündigungsfrist bei Massenentlassungen 
auch neue Einschränkungen des Streik- 
rechts und anderer gewerkschaftlicher Akti- 
vitäten umfassen: «Die weitere Prekärisie- 
rung der Arbeitsplätze und die Schwächung 
der Rechte der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer würden zu einer fortschreiten- 
den Verschlechterung ihrer Lebensbedin- 
gungen und zu wachsenden Ungleichheiten 
führen. Es ist unsinnig, dass der IWF genau 
dieses Thema in der Vordergrund rückt, ob- 
wohl die griechischen Wählerinnen und 
Wähler ganz klar ihren Wunsch nach Ver- 
änderung zum Ausdruck gebracht und die 
Finanzminister der Eurozone akzeptiert ha- 
ben, dass die neue Regierung dem Kampf 
gegen Korruption und Steuerflucht oberste 
Priorität einräumt.» 

Ebenfalls tief besorgt zeigt sich der IGB 
darüber, dass die ablehnende Haltung des 
IWF gegen dem Abkommen zwischen der 
Eurozone und Griechenland von rechtsex- 
tremen Parteien und EU-Gegnern als Vor- 
wand benutzt werden könnte, die Ratifizie- 
rung der Einigung in einigen nationalen 
Parlamenten zu blockieren. «Der IWF 
spielt ein gefährliches politisches Spiel. Er 


Spielchen des IWF auf Kosten des Aufschwungs in Europa“ 


weicht vor jenen Kräften zurück, die ihr 
ideologisches Kapital schlagen wollen, 
auch auf die Gefahr hin, damit eine neue 
Krise in der Eurozone auszulösen. Besser 
wäre es ein EU-Mitgliedsland, das seit 
2008 einen BIP-Rückgang von 26 % zu ver- 
kraften hat, dabei zu unterstützen, seine 
Wirtschaftskraft wieder zu stärken», führt 
Sharan Burrow aus. 

Die Generalsekretärin des IGB bezeichnet 
die Verlängerung des europäischen Hilfs- 
programms für Griechenland als einen 
Kompromiss, der nach wochenlangen, 
schwierigen Verhandlungen zwischen Grie- 
chenland und den Ländern der Eurozone er- 
reicht werden konnte. Sie fordert den IWF 
auf, diese Einigung zu unterstützen und sich 
auch für das Zustandekommen eines länger- 
fristigen Abkommens einzusetzen, das den 
Weg für einen Wirtschaftsaufschwung und 
den Rückgang der Arbeitslosigkeit in Grie- 
chenland frei machen soll. 

Der IGB vertritt 176 Millionen Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer in 328 Mit- 
gliedsorganisationen und 162 Ländern und 
Hoheitsgebieten. 
http://www.ituc-csi.org/accord-grece-ue-le- 
fmi-doit-s 


Übersetzung: Eveline Haselsteiner, ehrenamt- 
liche Übersetzerin von coorditrad (attac)_ 








Europäischer Gewerkschaftsbund: Griechenland nach der Wahl - eine Chance für Europa 
Angenommen vom Exekutivausschuss des EGB auf seiner Sitzung am 10.-11. März 2015 


Der politische Wechsel in Griechenland ist 
eine Chance, nicht nur für das krisenge- 
schüttelte Land, sondern auch für eine 
grundlegende Neubewertung und Überar- 
beitung der EU-Wirtschafts- und Sozial- 
politik mit Schwerpunkt auf gescheiterten 
Sparmaßnahmen und Arbeitsmarktstruktur- 
reformen. 

Wir betonen nochmals die Kritik, die der 
EGB von Anfang an vielfach geäußert hat: 
Die wichtigsten Bedingungen, unter denen 
Griechenland finanzielle Unterstützung er- 
hält, verdienen nicht den Namen „Reform“. 
Die Milliarden Euro, die nach Griechenland 
geflossen sind, wurden in erster Linie zum 
Zurückzahlen bestehender Schulden ver- 
wendet, um den Finanzsektor zu stabilisie- 
ren. Gleichzeitig wurde das Land durch 
brutale Haushaltskürzungen in eine tiefe 
Rezession gestürzt, was Griechenland zum 
am höchsten verschuldeten Land der gan- 
zen EU machte. Die Folge ist eine in Euro- 
pa beispiellose soziale und humanitäre Kri- 
se. Ein Drittel der Bevölkerung lebt in Ar- 
mut, der Sozialstaat wurde enorm ge- 
schwächt, der Mindestlohn um 22% ge- 
kürzt, mit diskriminierenden Bedingungen 
für junge Leute. Das kollektive Tarifsystem 
und andere Absicherungen für die, die noch 
Arbeit haben, wurden demontiert, während 
die Steuerlast für die unteren Einkommens- 


gruppen erhöht wurde. Die Arbeitslosigkeit 
liegt bei 27%, die Jugendarbeitslosigkeit 
bei über 50%. Der Zugang zu Bildung wur- 
de beschnitten. Viele Leute haben nicht die 
Mittel, Essen, Strom, Heizung und Woh- 
nung zu bezahlen. Ein großer Teil der Be- 
völkerung hat keine Krankenversicherung 
mehr und nur noch Zugang zu Notfallmedi- 
zin. Die Wahlergebnisse sind eine Folge 
dieser verfehlten Politik. 

All das hatte nichts zu tun mit Reformen, 
die sich mit Griechenlands aktuellen Pro- 
blemen befassen. Keines der Strukturpro- 
bleme des Landes wurde gelöst, aber zu- 
sätzliche wurden geschaffen: Es war eine 
Politik der Kürzungen und der Zerstörung, 
nicht des Wiederaufbaus. Echte strukturelle 
Reformen, die den Namen wert sind, hätten 
neue Möglichkeiten für wirtschaftliche Ent- 
wicklung geschaffen anstatt eine hochquali- 
fizierte Generation junger Leute außer Lan- 
des zu treiben. Echte strukturelle Reformen 
hätten ernsthafte Versuche eingeschlossen, 
die Steuerflucht anzupacken. Echte struktu- 
relle Reformen hätten Klientelismus und 
Korruption bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge angepackt. 

Bedauernswerterweise beinhaltete die Note 
zur Vorbereitung nächster Schritte für eine 
bessere Wirtschaftsordnung, die kürzlich 
vom Kommissionspräsidenten, der EZB, 
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dem Ministerrat und der Euro-Gruppe vor- 
gelegt wurde, keine Perspektiven bezüglich 
dieser gescheiterten Politik. 

Jedoch ist Junckers Aufruf an die Euro- 
Gruppe zum Handeln zugunsten einer Un- 
umkehrbarkeit des Euro willkommen. Ein 
griechischer Austritt aus dem Euro — oder 
eines anderen Landes — würde Finanzturbu- 
lenzen auslösen, die normale Bürger und 
Arbeiter schädigen würden. 

Überall in Europa, wie in Griechenland, ist 
es notwendig, wieder ein tragfähiges Ar- 
beitgeber-Arbeitnehmer-Verhältnis mit Ta- 
riflöhnen zu schaffen, dazu einen großange- 
legten europäischen Investitionsplan für 
nachhaltiges Wachstum und qualifizierte 
Arbeitsplätze — wie vom EGB gefordert. 
Die EU muss auch einen Plan haben, das 
ausgedehnte Schuldenproblem anzupacken. 
Das europäische Projekt muss seine Glaub- 
würdigkeit in den Augen aller arbeitenden 
Menschen in der EU zurückgewinnen. Der 
EGB unterstützt konkrete Maßnahmen in 
Richtung dieses Ziels. 


http://www.etuc.org/documents/etuc- 
declaration-greece-after-election-opportunity- 
europe#.VQOwMaDV3 tQ 

Übersetzung: Andreas Spector, coorditrad (eh- 
renamtliche ÜbersetzerInnen vom Attac-Netz- 
werk) 











BLOCKUPY Koordinierungskreis 
Für den europäischen Frühling - einen neuen Schritt gehen! 


22.3.2015 


Es ist Tauwetter — und der europäische 
Frühling kündigt sich an. Das Eis des euro- 
päischen Krisenregimes, der Troika-Dikta- 
te, der rücksichtslosen Verarmungspolitik 
zeigt deutliche Risse. Was alternativlos er- 
schien und nur noch technokratisch durch- 
gesetzt werden sollte, ist als offene Frage 
zurück auf der politischen Bühne. Das Eu- 
ropa des Kapitals und der Austerität, das 
Europa der deutschen Oberlehrer_innen 
und ihrer Hausaufgaben, ist herausgefor- 
dert. 


Das ist zuerst das Verdienst der Bewe- 
gungen in Südeuropa, ihrer Massenmobi- 
lisierungen, ihres Mutes und ihrer Leben- 
digkeit. Sie verteidigen damit nicht nur ihr 
eigenes Überleben, sondern sind eine Inspi- 
ration für Millionen Menschen überall in 
Europa, dass eine Gesellschaft jenseits der 
kapitalistischen Traurigkeit möglich ist. 
Dies alles verdichtete sich in der mutigen 
Wahlentscheidung der Menschen in Grie- 
chenland, die am 25. Januar 2015 die Troi- 
ka und das Elend der Austerität abgewählt 
haben. Es zeigte sich auch in dem massen- 
haften „Marsch der Würde“, der an diesem 
Wochenende in Spanien stattgefunden hat. 


Anders als das Bild der Jahreszeiten sugge- 
riert, ist es aber keineswegs sicher, dass 
nach dem Winter der Spardiktate der Früh- 
ling der Demokratie und der Solidarität 
folgt. Stattdessen erleben wir eine politi- 
sche Zuspitzung, ein nochmaliges Aufbäu- 
men der alten Ordnung, die alle Register 
der Erpressung zieht, um die Unterwerfung 
Griechenlands und damit letztlich die Un- 
terwerfung aller unter die Diktatur der Ka- 
pitalmarktrendite zu erzwingen. Wir sagen 
erneut: Sie wollen Kapitalismus ohne De- 
mokratie - wir wollen Demokratie ohne Ka- 
pitalismus! 


In dieser Situation hatte BLOCKUPY, ge- 
meinsam mit europäischen Gruppen und 
Netzwerken, für den 18. März nach Frank- 
furt gerufen, ins Herz der Bestie und ins 
scheinbar ruhige Auge des Sturms, um die 
feierliche Eröffnung des neuen Gebäudes 
der Europäischen Zentralbank zu blockie- 
ren und ihre geplante Feier in ein Festival 
der europäischen Bewegungen und des ge- 
meinsamen, entschiedenen Widerstandes 
gegen die herrschende Krisenpolitik zu ver- 
wandeln. Schon die Ankündigung der Ak- 
tionen hat ausgereicht, um die Eröffnungs- 
feier zu einer lächerlich kleinen, fast neben- 
sächlichen Veranstaltung werden zu lassen 
und die EZB zu zwingen, sich in ihre Burg 
zurückzuziehen — bewacht von fast 10.000 
Einsatzkräften und verschanzt hinter 
NATO-Draht. 


Etwa 6.000 Aktivist_innen, davon mindes- 
tens 1.000 aus anderen europäischen Län- 


dern, nahmen sich die Straßen und Plätze 
rund um das neue EZB-Gebäude, umzingel- 
ten es und trotzten der Polizei, die ganze 
Straßenzüge in beißenden Tränengasnebel 
tauchte. Nicht alle Aktionen an diesem Vor- 
mittag waren so, wie wir sie geplant und 
abgesprochen hatten. Hierzu hatten wir uns 
bereits kritisch geäußert und es wird einiges 
zu diskutieren und nachzubereiten sein. Das 
werden wir in der Bewegung und unter den 
Aktivist_innen tun. 


Von den 25.000 Leuten, die auf der großar- 
tigen, gleichermaßen bunten wie entschlos- 
senen Demonstration am Abend waren, sind 
jedoch alle Versuche, BLOCKUPY und die 
Bewegung zu spalten und zur gegenseitigen 
Distanzierung zu zwingen, noch am glei- 
chen Tag zurückgewiesen worden. Es war 
ein Satz von Naomi Klein auf der Ab- 
schlusskundgebung, der diese Gemeinsam- 
keit der Protestierenden auf den Punkt 
brachte, als sie der EZB zurief: „Ihr seid 
die wahren Vandalen. Ihr zündet keine Au- 
tos an, ihr setzt die Welt in Brand!“ (‚You 
are the true vandals. You don't set fire to 
cars, you are setting the world on fire.“) 


BLOCKUPY 2015 wäre nicht möglich ge- 
wesen ohne das riesige Engagement und die 
oft unsichtbare Arbeit von hunderten Akti- 
vist_innen in Frankfurt und anderswo. (...) 


Unzählige Demosanitäter_innen haben erste 
Hilfe für die ungefähr 200 verletzten Akti- 
vist_innen geleistet, Rechtshilfe für die 
Festgenommenen war jederzeit da. Von die- 
sen befindet sich zum Zeitpunkt dieser Er- 
klärung noch einer, Federico Annibale, ein 
italienischer Student aus London, in Haft. 
BLOCKUPY fordert seine sofortige Frei- 
lassung! 


Wir wissen, dass es in Deutschland noch 
keine Massenbewegung gegen die Verelen- 
dungspolitik gibt. Wir wissen, wie sehr die 
rassistische Hetze u. a. von Teilen der 
Politik, BILD und anderen Medien gegen 
griechischen Menschen verfängt. Aber wir 
haben am 18. März ein unübersehbares Zei- 
chen gesetzt, dass es auch in Deutschland 
windiger und wärmer wird, dass es wach- 
senden Widerspruch gegen die Politik Mer- 
kels, Schäubles und Gabriels gibt. Dieses 
Zeichen ist in Madrid, in Rom, in Athen 
und überall auf der Welt gesehen worden. 
Es ist dort als Ermutigung und Zeichen der 
Solidarität aufgefasst worden, was wieder- 
um wir als Aufforderung verstehen, den 
Protest und den Widerstand gegen das Aus- 
teritätsregime fortzusetzen und zu intensi- 
vieren. 


BLOCKUPY steht dafür, Massenprotest 
und ungehorsame Aktionen, an denen alle 
teilnehmen können, ins Herz des europäi- 
schen Krisenregimes zu tragen. BLOCKU- 
PY hat sich zu einem der transnationalen 
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und europaweiten Räume entwickelt, in 
dem wir eine gemeinsame Praxis gegen die 
Krisenpolitik und ein solidarisches Mitein- 
ander für ein Europa von unten entwickeln 
und reflektieren können. 


Genau damit werden wir jetzt weiterma- 
chen. Denn auch wenn der europäische 
Frühling vor der Tür steht, braucht es umso 
mehr die Aktionen, die die Wolken und den 
Frost vertreiben und der Sonne zum Durch- 
bruch verhelfen. 


Wir laden alle Aktivist_innen ein, gemein- 
sam über die nächsten Schritte zu beraten. 
Das große Aktiventreffen am 9./10. Mai 
wird diesmal nicht nach Frankfurt, son- 
dern in Berlin stattfinden. Danach folgen 
europaweite Treffen — wir machen weiter 
und das gemeinsam. Denn das europäische 
Krisenregime hat mehr Zentren als nur die 
EZB und es scheint uns an der Zeit, jetzt 
einen neuen Schritt zu gehen. 


http://blockupy.org/5925/fuer-den-europaeischen- 
fruehling-einen-neuen-schritt-gehen/ 








Attac Deutschland 


Der 18. März war ein wichtiger Tag des 
Protests gegen die europäische Verar- 
mungspolitik. Trotz zwiespältiger Ein- 
drücke darf er nicht auf die Ausschreitun- 
gen reduziert werden. Es darf nicht unter- 
gehen, dass am Vormittag 6.000 Blockupy- 
Teilnehmer_innen, darunter auch Aktive 
von Attac, in Frankfurt auf der Straße wa- 
ren, die sich an den Aktionskonsens gehal- 
ten haben. Wir sind froh über die bunte 
und kraftvolle Großdemonstration am 
Nachmittag mit mehr als 20.000 Teilneh- 
mer_innen und einem großen Attac-Block, 
bei der wir unsere inhaltlichen Anliegen 
verdeutlichen konnten. Wenn mitten in der 
Woche so viele Menschen auf die Straße 
gehen, und das trotz der abschreckenden 
Bilder in den Medien, dann ist das ein 
deutliches politisches Signal: Wir wollen 
ein anderes, ein soziales und demokrati- 
sches Europa! 














DGB klartext 12/2015: Es geht nicht nur um Griechenland 


26.03.2015 (...) Nach wie vor stehen zwei 
unterschiedliche Welten gegenüber: Dort 
die neue griechische Regierung, die der Be- 
kämpfung der Armut im eigenen Land 
höchste Priorität einräumt. Hier die Prot- 
agonisten der bisherigen EU-Krisenpolitik, 
die darauf beharren, dass Griechenland den 
Spar- und Kürzungskurs fortsetzt wie bis- 
her. 


Und der Druck auf die Griechen steigt. 
Nicht nur von Schäuble aus, sondern auch 
von der Europäischen Zentralbank (EZB). 
Sie akzeptiert seit Februar keine griechi- 
schen Staatsanleihen mehr als Sicherheiten 
für Refinanzierungsgeschäfte von Banken 
und hat jetzt offenbar griechische Ge- 
schäftsbanken direkt angewiesen, keine 
weiteren Staatspapiere ihres Landes mehr 
zu kaufen. Das engt den Spielraum der grie- 
chischen Regierung immer weiter ein. Die 
Gefahr einer Staatspleite wächst. 


Doch es ist ein Spiel mit dem Feuer: Eine 
Staatspleite würde für Deutschland und an- 
dere Kreditgeber zu einem massiven Verlust 
ihrer Forderungen in Milliardenhöhe füh- 
ren. Ein Austritt Griechenlands aus der Eu- 
rozone könnte das Vertrauen in den Euro 
nachhaltig erschüttern und Spekulationen 
gegen weitere Eurostaaten nach sich ziehen. 


Doch, wenn solche Risiken in Kauf genom- 
men werden, weil nur ein kleines Euroland 
den bisherigen Spar- und Kürzungskurs 
verlassen will, lässt das nichts Gutes für 
den Kurs der gesamten EU vermuten: Es 
geht nicht nur um Griechenland, son- 
dern um die Frage, in welche Richtung 
Europa künftig steuert. 


Die Politik in der Eurozone hat das Wachs- 
tum auf dem Niveau von 2007 abgewürgt. 
Im Vergleich haben die USA die wirtschaft- 
lichen Folgen der Finanzkrise weit hinter 
sich gelassen. 


Nun zu den Fakten: Die bisherige Anti- 
Krisenpolitik hat nicht nur zu sinkenden 
Löhnen und Armut geführt. Sie hat in vie- 
len Ländern auch den Einbruch der Wirt- 
schaftsleistung, Arbeitslosigkeit und Defla- 
tion bewirkt. 


Während die USA die wirtschaftlichen Fol- 
gen der Finanzkrise weit hinter sich gelas- 
sen hat und heute ein weit höheres Bruttoin- 
landsprodukt (BIP) haben, als vor acht Jah- 
ren, hat die verfehlte Politik in der Eurozo- 
ne das Wachstum auf dem Niveau von 2007 
abgewürgt. Ein Politikwechsel wäre also 
bitter nötig. Doch stattdessen scheinen die 
Chefs der EU den Kurs sogar noch ver- 


schärfen zu wollen. In Brüssel heißt es jetzt, 
die Stagnation und die im US-Vergleich ka- 
tastrophale Entwicklung seit 2011 habe 
nichts mit der zeitgleich einsetzenden Kür- 
zungspolitik zu tun. Vielmehr seien auch an 
dieser Entwicklung die vor der Krise zu 
stark gestiegenen Löhne in manchen Län- 
dern schuld. Die mit der Troika-Politik und 
neuen EU-Gesetzen eingeführten Maßnah- 
men zur Zerstörung von Flächentarifver- 
trägen und zur Senkung von Löhnen sei- 
en deshalb genau der richtige Weg. Er sei 
nur noch nicht konsequent genug gegangen 
worden. Es brauche daher eine verbindli- 
chere Durchsetzung dieser Politik. 


Diese Äußerungen stammen von maßgebli- 
chen Vertretern der EU-Kommission, der 
EZB, des Rates und der Eurogruppe. Soll- 
ten deren Pläne wahr werden, droht der EU 
ein soziales und wirtschaftliches Desaster. 


Das muss verhindert werden! 


http://www.dgb.de/themen/++co++ea3e71cc-d393- 
11e4-94c3-52540023efla 
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Erneuerung Europas: 


Für eine gemeinsame sozial-ökologische Industriepolitik 


18. März 2015 


Europa steckt weiterhin im Krisenmo- 
dus. Seit der großen Krise 2007 sorgt ein 
schleppendes Wirtschaftswachstum für den 
Verlust von Millionen Arbeitsplätzen, 
wachsende private und öffentliche Ver- 
schuldung, zunehmende Ungleichheit in der 
Einkommens- und Vermögensverteilung in 
den Mitgliedsländern und wachsende Un- 
terschiede zwischen den Entwicklungsnive- 
aus der Mitgliedstaaten. Die Krise ist mitt- 
lerweile auf die nationalen Parteiensysteme 
und den politischen Raum durchge- 
schlagen: europakritische und nationalisti- 
sche Parteien gewinnen an Zulauf. Mit der 
rechtspopulistischen UKIP verstärkt sich 
der Druck innerhalb Großbritanniens für ein 
Verlassen der EU. Gleichzeitig gibt es 
durch den Wahlsieg und die Regierungs- 
übernahme von Syriza in Griechenland Zu- 
lauf für politische Bewegungen und Partei- 
en, die Alternativen zur bisherigen Krisen- 
bewältigung anstreben. 


Mit Ausnahme von Deutschland geraten die 
Länder des Euro-Raums in der industriellen 
Entwicklung und beim Wirtschaftswachs- 


tum zunehmend ins Abseits. Die ökonomi- 
schen Fehlentwicklungen in Europa und in 
der Euro-Zone sowie das beträchtliche Risi- 
ko des Umschlagens in eine rezessive Ent- 
wicklung stellen das Projekt der Europäi- 
schen Union mehr und mehr in Frage. Mit 
den neoliberalen Strukturreformen — Flexi- 
bilisierung der Arbeitsmärkte und weiterem 
Sozialabbau — werden die Tendenzen zur 
Stagnation und der Verschärfung der sozia- 
len Konflikte weiter vorangetrieben. Eine 
Antwort auf die drängenden ökologischen 
Herausforderungen bieten sie nicht. 


Die europäischen Staaten haben deutlich 
Anteile an der industriellen Wertschöpfung 
und am Welthandel verloren. Dies schlägt 
sich in der erschreckend hohen Arbeitslo- 
sigkeit innerhalb des europäischen Wirt- 
schafts- und Währungsraumes nieder. Auch 
in dem Wert- und Substanzverlust der öf- 
fentlichen Infrastruktur und dem privaten 
Kapitalstock sowie in den Direktinvestiti- 
onsbeständen spiegelt sich die globale Kräf- 
teverschiebung in den Wertschöpfungsket- 
ten wider. Auslandsinvestitionen werden 
zur strategischen Markterschließung getä- 
tigt, auch wenn das Gros aller Investitionen 
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nach wie vor auf das Inland entfällt. Es ist 
hohe Zeit, die brachliegenden Entwick- 
lungspotenziale des europäischen Binnen- 
marktes zu erschließen. Dazu sind ein Poli- 
tikwechsel und ein radikaler Bruch mit den 
neoliberalen Strukturreformen notwendig. 


Ein Politikwechsel hin zu Investitionen in 
Infrastruktur, nachhaltiger Produktion 
und zur Schaffung guter Arbeit ist drin- 
gend nötig! 

Doch die europäische Politik tritt auf der 
Stelle. Beim Haushalt der EU haben die Re- 
gierungschefs im Europäischen Rat eine 
Blockadehaltung eingenommen: vor allem 
Großbritannien verweigert eine Ausweitung 
der Finanzmittel für den Haushalt 2015. 
Deutschland verweigert seine Zustimmung 
zum Anzapfen der ungenutzten Milliarden 
im Rettungsfonds ESM. Damit wird die Fi- 
nanzierbarkeit überfälliger Investitionen 
und eines energischen Kampfes gegen die 
Massenarbeitslosigkeit noch weiter einge- 
schränkt. 


Die EU-Kommission muss trotz dieser wid- 
rigen Umstände den Worten zur Erhöhung 
des Wirtschaftswachstums und der Stär- 


kung der Industrie endlich Taten folgen las- 
sen. Es geht um eine Verminderung der Ein- 
kommens- und Vermögensunterschiede, 
eine neue Qualität der Regulierung. Über 
öffentliche Investitionen im europäischen 
Wirtschaftsraum könnten die bisherigen 
Ungleichheiten abgebaut und neue Wirt- 
schaftsstrukturen implementiert werden. Es 
gilt, die Krise in Europa sozial-ökologisch 
nachhaltig zu überwinden. Dafür muss die 
Einbindung aller Mitgliedsländer in das 
„Produktionsnetzwerk Europa“ verbessert 
werden, industrielle Netzwerke in Europa 
ausgebaut und auf neue Entwicklungsrich- 
tungen ausgerichtet werden. Eine EU-weite 
Industriepolitik könnte die Ungleichge- 
wichte zwischen den Staaten und Regionen 
der EU reduzieren, indem ihre Initiativen 
auf schwächere Gebiete konzentriert wer- 
den. Die gewerbliche Produktion in der EU 
konzentriert sich auf Deutschland (30 Pro- 
zent) und auf Italien, Frankreich, Spanien 
und Großbritannien mit zusammen rund 40 
Prozent. Die restlichen 30 Prozent verteilen 
sich auf die weiteren 23 EU-Länder. 


Die aktuelle Situation zeigt die politische 
Unfähigkeit, eine wirtschaftliche Entwick- 
lung zu organisieren, die die Existenz des 
Großteils der Bevölkerungen durch gute 
Lohnarbeit und auskömmliche soziale 
Transfers sichert. 


Täglich sehen wir die neoliberalen Verwüs- 
tungen: die Arbeitslosigkeit in Europa er- 
reicht immer neue Rekorde, die Jugendar- 
beitslosigkeit beraubt eine ganze Generati- 
on in den Krisenländern einer menschen- 
würdigen Zukunft. 5,1 Millionen Menschen 
unter 25 Jahren sind in der Europäischen 
Union nach den jüngsten Zahlen arbeitslos. 
Die höchsten Quoten hatten Spanien (53,5 
Prozent), Griechenland (49,8 Prozent), 
Kroatien (45,5 Prozent) und Italien (43,9 
Prozent). Mehr als ein Viertel der Men- 
schen in Europa — 125 Millionen — lebt in 
Armut oder ist armutsgefährdet. Nicht 
einmal die Hälfte der Menschen hat eine 
unbefristete, tariflich entlohnte Arbeit. Die 
Prekarität fräst sich durch die Gesellschaf- 
ten. 


Dies führt zu wachsendem und berechtig- 
tem gesellschaftlichen Unmut. Doch in der 
Krise wächst der Widerstand: In Grie- 
chenland hat der Wahlerfolg von Syriza die 
Chance für eine politisch-ökonomische Er- 
neuerung des Landes, aber auch des gesam- 
ten Euro-Raumes eröffnet. 


Die bisherige Krisenpolitik der Troika 
aus Europäischer Zentralbank, Europäi- 
scher Kommission und Internationalem 
Währungsfonds hat die grassierenden sozia- 
len und wirtschaftlichen Probleme nicht ge- 
löst, sondern durch ihre einseitige Ausrich- 
tung auf Austerität und Währungsstabilität 
erheblich verschärft. 


Die Schuldenkrise der betroffenen Staaten 
hat wirtschaftliche und politische Ursachen 
und ist nicht das Ergebnis einer verantwor- 


tungslosen staatlichen Steuer- und Ausga- 
benpolitik. Das lässt sich an der Entwick- 
lung der öffentlichen Schuldenstände able- 
sen, die ab 2008 insbesondere durch die 
Bankenrettungen in die Höhe schnellten. 
Die Schuldenkrise wird sich dementspre- 
chend auch nur durch eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Grundlagen und mit einem 
grundlegenden Politikwechsel lösen lassen. 
Geld- und Finanzpolitik allein werden zur 
Krisenüberwindung nicht ausreichen. 


Die Volkswirtschaften der EU erleben seit 
Jahren eine Entwicklung der De-Indus- 
trialisierung, die durch die aktuelle Krise 
zum Teil dramatisch verschärft worden ist. 
Nicht nur Griechenland hat dadurch den 
Zerfall industrieller Wertschöpfungsketten 
und das Verschwinden von Industrien und 
Produktionsnetzwerken erlitten. Das 
Schrumpfen des verarbeitenden Gewerbes 
schmälert die Wertschöpfungsbasis, zerstört 
qualifizierte Arbeitsplätze und führt zu ei- 
ner wachsenden Importabhängigkeit. Die 
Versprechen, die mit dem Anwachsen des 
Dienstleistungssektors und der Liberalisie- 
rung des Finanzsektors verbunden wurden, 
haben sich nicht erfüllt. 


Um diese fatale Tendenz, die schon seit ei- 
niger Zeit erkennbar ist, zu durchbrechen, 
bedarf die Geldpolitik einer Flankierung 
durch eine die Nachfrage stärkende Finanz- 
politik. Erst mit einer Verstärkung der öf- 
fentlichen Investitionen und einer Stär- 
kung der gesellschaftlichen Nachfrage ist 
mit einer Belebung des Wirtschaftslebens 
zu rechnen, und die Geldpolitik behält ihre 
Wirksamkeit. Unterstützend könnte zudem 
eine Lohnentwicklung wirken, die auf der 
Ebene des Euroraums die Inflationsrate 
gleichfalls wieder in Richtung des Preissta- 
bilitätsziels drückt. Die Europäische Zen- 
tralbank versucht, mit ihrer expansiven 
Geldpolitik einer deflationären Abwärtsspi- 
rale entgegenzuwirken. 


Durch die Stärkung der gesellschaftli- 
chen Nachfrage in ganz Europa kann der 
Übergang in eine nachhaltige sozial-öko- 
logische Strukturpolitik gelingen. 


Europa braucht eine Erneuerung seiner in- 
dustriellen Basis und eine neue gesell- 
schaftliche Arbeitsteilung. In Anknüpfung 
an die modernen Technologien (Industrie 
4.0) und zukunftsträchtige Wertschöpfungs- 
ketten muss innerhalb des Kontinents ein 
sozial-ökologischer Strukturwandel ver- 
wirklicht werden, der die bestehende Ar- 
beitslosigkeit beendet und gerade für die 
künftigen Generationen gute Arbeitsbedin- 
gungen bereitstellt. Diese Aufgabenstellung 
wird vor allem in Südeuropa unter dem 
Stichwort der produktiven Rekonstruktion 
und Transformation diskutiert. Zum Teil 
kann an bestehende wirtschaftliche Tradi- 
tionen und Strukturen angeknüpft werden. 


Seit 2008 ist die Industrieproduktion in fast 
ganz Europa zurückgegangen, und es ist zu 
einer weiteren Polarisierung gekommen. 
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Außer Polen, dessen verarbeitende Industrie 
2013 gegenüber 2008 um 18 Prozent ange- 
stiegen ist, hat die industrielle Produktion 
nur in Deutschland, Österreich, den Nieder- 
landen und Irland ihren Stand von vor der 
Krise wieder erreicht. 


Vor diesem Hintergrund hat die Europäi- 
sche Kommission das Ziel ausgegeben, den 
Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der 
Wertschöpfung in den Mitgliedstaaten wie- 
der auf 20 Prozent zu erhöhen. EU-Kom- 
missionspräsident Juncker hat ein Investi- 
tionsprogramm vorgelegt, über das bis 
2017 mit öffentlich angeregten Investitio- 
nen von 315 Milliarden Euro ein Beitrag 
zur Überwindung der Krise geleistet wer- 
den soll. Das Geld soll größtenteils aus der 
Wirtschaft kommen, wobei die Kriterien für 
Projekte noch nicht offen auf dem Tisch lie- 
gen. Der Europäische Gewerkschaftsbund, 
ETUG, der selbst einen Vorschlag für einen 
europäischen Aufbauplan vorgelegt hat, ist 
skeptisch. Selbst wenn die Summe zustande 
kommt, gleicht sie nur 40 Prozent des In- 
vestitionsrückgangs seit Krisenbeginn aus. 
Deshalb hält der ETUC zusätzliche Investi- 
tionen in mehr als doppelter Höhe pro Jahr 
nicht nur bis 2017, sondern bis 2020 für nö- 
tig. 

Die Liste der Projekte, die die Mitgliedstaa- 
ten als förderungswürdig nach Brüssel ge- 
meldet haben, stimmt skeptisch. Weder die 
ökologische und soziale noch die europäi- 
sche Dimension scheinen bei der Auswahl 
der Projekte berücksichtigt worden zu sein. 
Die wirtschaftlichen und vor allem die na- 
tionalstaatlichen Egoismen überwiegen bei 
weitem. Neun Milliarden Euro für Autobah- 
nen, drei Milliarden Euro für den Frankfur- 
ter Flughafen, aber kein Geld für die Schie- 
ne und kaum Mittel für die Vernetzung von 
Verkehrsträgern. 


Angesichts der ökonomischen und sozialen 
Risiken sind die politischen Initiativen der 
EU-Kommission völlig unzureichend. Der 
Juncker-Plan setzt weder an den Ursachen 
der schwachen Investitionstätigkeit an, 
noch leitet er einen wirtschaftspolitischen 
Kurswechsel ein. 


Notwendig ist eine aktiv fördernde Politik 
der Re-Industrialisierung und eine öf- 
fentliche Investitionspolitik, die den Ver- 
fall der öffentlichen Infrastruktur, wie er in 
vielen EU-Staaten zu verzeichnen ist, 
stoppt und umkehrt. Mit einem Umfang von 
2 Prozent des BIP der EU, wie ihn auch 
europäische Gewerkschaftsverbände vor- 
schlagen, würde ein Impuls gesetzt, der 
auch die wirtschaftliche Entwicklung aus 
der Stagnation führen würde. 


Eine neue EU-weite Industriepolitik 
könnte die massiven Privatisierungen der 
vergangenen Jahrzehnte rückgängig ma- 
chen. Die neuen Aktivitäten könnten direkt 
öffentliche Güter wie Wissen, Umwelt- und 
Lebensqualität, soziale Integration und ter- 
ritorialen Zusammenhalt hervorbringen. 


Eine neue EU-weite Industriepolitik kann 
ein zentrales Instrument werden, um die 
ökologische Transformation Europas anzu- 
gehen, die den Einsatz nicht-erneuerbarer 
Ressourcen reduziert, erneuerbare Energie- 
quellen und Energieeffizienz entwickelt, 
Öko-Systeme, Landschaften und die Biodi- 
versität schützt, den Ausstoß von Kohlen- 
stoff und anderen Treibhausgasen ebenso 
wie die Abfallproduktion senkt, Recycling 
ausweitet und den gegenwärtigen Strategien 
der Agrarindustrie, einschließlich der un- 
kontrollierten Aneignung von Land- und Fi- 
schereirechten, Tätigkeiten der öffentlichen 
Hand, die auch im Umweltschutz wirken 
sollen, und einer angemessenen Regulie- 
rung privater Aktivitäten, einschließlich der 
Besteuerung des Umweltverbrauchs, positi- 
ver Anreize, der öffentlichen Beschaffungs- 
praxis und der Organisierung neuer Märkte. 


Ein europäisches Investitionspaket könnte 
eine Abkehr von der Austeritätspolitik in 
Europa herbeiführen. Diese Trendwende 
bedeutet: schrittweise aus der ökonomi- 
schen Stagnation herauszukommen und in 
den meisten europäischen Mitgliedsländern 
einen Abbau der enorm hohen Arbeitslosig- 
keit einzuleiten. 


Ohne einen deutlichen Kurswechsel der EU 
hin zu einer aktiv gestaltenden Politik zur 
Stärkung der Industrie und des Wirtschafts- 
lebens droht die Fortführung einer Entwick- 
lung, die den sozialen Zusammenhalt ge- 
fährdet, das Ansehen der EU weiter ver- 
schlechtert und ihren Zusammenhalt lang- 
fristig in Frage stellt. Die Europäische Uni- 
on ist gefordert, die Krise, die sie und ihre 
Mitgliedstaaten betrifft, aktiv und zum 
Wohle der Bevölkerungsmehrheit anzuge- 
hen. 


Notwendige Voraussetzungen einer pro- 
gressiven Industrie- und Wirtschafts- 
politik, deren Kriterien und Prioritäten 
öffentlich diskutiert werden müssen, 
sind: 

Ein Ende der Austeritätspolitik, die gera- 
de in den wirtschaftlich geschwächten Län- 
dern verheerende soziale Folgen hat und 
keinen Ansatz bietet, die Schuldenkrise zu 
überwinden. 


Ein Ende der Privatisierungspolitik, die 
gerade in den Krisenstaaten mit besonderer 
Radikalität betrieben wird, mit weiterem 
Arbeitsplatzabbau einhergeht und langfris- 
tig die Handlungsfähigkeit der öffentlichen 
Hand untergräbt. 


Wesentliche Elemente und Ziele einer 
fortschrittlichen europäischen Industrie- 
politik müssen sein: 

Stärkung des verarbeitenden Gewerbes, 
dies EU-weit und nicht nur in den traditio- 
nellen industriellen Zentren 

Eindämmung der innereuropäischen Un- 
gleichgewichte, einschließlich der Handels- 


bilanzen. Diese haben zur gegenwärtigen 
Krise geführt und verhindern ihre Überwin- 
dung. 

Demokratisierung der Entscheidungsfin- 
dung auf makro- und mikroökonomischer 
Ebene. Die beteiligten Akteure auf betrieb- 
licher, regionaler und nationaler Ebene 
müssen an Konzipierung und Umsetzung 
von EU-Initiativen weit stärker als bisher 
einbezogen werden. 


Schaffung von neuer, unbefristeter Arbeit, 
von der man eigenständig und armutsfrei 
leben kann. 

Aufwertung des Faktors Arbeit durch um- 
fassende, laufende Qualifikationsangebote 
und Erwerbsmöglichkeiten für die Jugend, 
die oft hoch ausgebildet ist. 

ökologische Nachhaltigkeit, besonders im 
Bereich der Energie- und Ressourceneffizi- 
enZ. 

Entwicklung von Forschungsprogrammen 
und Technologien (Industrie 4.0), die unab- 
hängig von den Erfordernissen finanzieller 
Rentabilität eine produktive Transformation 
in Europa befördern. 

Bereitstellung von Krediten und Mobilisie- 
rung von Investitionen zu Gunsten einer 
nachhaltigen produktiven Rekonstruktion 
auf europäischer, nationaler und regionaler 
Ebene. 

Europa muss das Vertrauen der Bürge- 
rInnen zurückgewinnen, statt sich in Sta- 
gnation, Arbeitslosigkeit und Zukunftslo- 
sigkeit insbesondere der jungen Men- 
schen einzurichten. 


Unterzeichner/-innen: 





Elmar Altvater, Professor em. of Political 
Science at the Free University Berlin, Germa- 
ny 

Bernd Belina, Professor of Economics, Goe- 
the University Frankfurt, Germany 

Heinz Bierbaum, Member of the Saarland 
state parliament, Germany 

Joachim Bischoff, former Member of the 
Hamburg state parliament, editor of SOZIA- 
LISMUS magazine, Germany 

Frederic Bourges, trade unionist, France 

Costis Chadjimichalis, Professor em. at the 
Harokopeio University Athens, member of the 
board of the Nikos Poulantzas Institute, Gree- 
ce 

Alexis Charitsis, Member of the Central 
Committee of SYRIZA coordinator of the 
energy department of SYRIZA, Greece 

Gabriel Colletis, Professor of Economics at 
the University of Toulouse, France 

Bernard Devert, trade unionist, France 

Cornelia Ernst, Member of the European 
Parliament, DIE LINKE, GUE/NGL, Germa- 
ny 

Trevor Evans, Professor of Economics at the 
Berlin School of Economics and Law, Euro- 
Memo Group, Germany 

Marica Frangakis, Economist, Member of 
the Board of the Nikos Poulantzas Institute, 
EuroMemo Group, Greece 

Matteo Gaddi, Economist, Punto Rosso, Ita- 
ly 

Francesco Garibaldo, Industrial Sociologist, 
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Director of the Claudio Sabattini Foundation, 
Italy 

Alberto Garzon, Economist, Member of the 
Congress of Deputies, Isquierda Unida (IU), 
Spain 

Elisabeth Gauthier, Transform!-Europe, 
France 

Thomas Händel, Member of the European 
Parliament, Chairman of the EP Committee of 
Employment and Social Affairs, Germany 

Liem Hoang Ngoc, former Member of the 
European Parliament, France 

Johannes Jäger, Professor of Economics and 
head of the Economics Department at the Uni- 
versity of Applied Sciences in Vienna (bfi), 
Austria 

Jürgen Klute, former Member of the Euro- 
pean Parliament, Germany 

Pierre Laurent, Chairman of the European 
Left (EL), General Secretary of the French 
Communist Party (PCF), France 

Patrick Le Hyaric, Member of the European 
Parliament, Parti Communiste Francais, 
GUE/NGL, chief editor of l!'Humanite 
newspaper, France 

Paloma Löpez Bermejo, Member of the Eu- 
ropean Parliament, Isquierda Unida, 
GUE/NGL, Spain 

Francesco Louga, Professor of Economics at 
the Instituto Superior Economia e Gestäo 
(Lisbon), Portugal 

Birgit Mahnkopf, Professor of European So- 
cial Policy at the Berlin School of Economics 
and Law, Germany 

Marisa Matias, Member of the European 
Parliament, Bloco da Esquerda, economic af- 
fairs speaker of the GUE/NGL group, Portu- 
gal 

Mariana Mortagua, Member of the Assemb- 
ly of the Republic, Bloco da Esquerda, Portu- 
gal 

Alain Obadia, President of the Gabriel Peri 
Foundation, member of the Economic, Social 
and Environmental Council, France 

Dimitrios Papadimoulis, Member and Vice- 
President of the European Parliament, SYRI- 
ZA, GUE/NGL, Greece 

Heikki Patomäki, Professor of World Politics 
at the University of Helsinki, Finland 

Mario Pianta, Professor of Economics at the 
University of Urbino, Italy 

Christian Pilichowsky, trade unionist, France 

Viggo Plum, Professor of Economics, Ros- 
kilde University, Denmark 

Albert Recio, Professor of Sociology at the 
Universitad Autonoma de Barcelona, Spain 

Bernd Riexinger, Chairman of DIE LINKE, 
Germany 

Axel Troost, Member of the German Bun- 
destag, vice-chairman of DIE LINKE, Germa- 
ny 

Marie Christine Vergiat, Member of the Eu- 
ropean Parliament, Front de Gauche, 
GUE/NGL, France 

Harald Wolf, Member of the Berlin House of 
Representatives, former Berlin Senator for 
Economic Affairs, Germany 

Gabi Zimmer, Member of the European Par- 
liament and Chairwoman of the GUE/NGL, 
Germany 

http://www.transform-network.net/de/blog/blog- 
2015/news/detail/Blog/-7d87987063.html 








Heiner Flassbeck 


Die kalte Machtausübung schürt Vorurteile 


(...) Ein Staatshaushalt ist nicht eine An- 
sammlung von Zahlen, die man so lange 
durchrütteln kann, bis das gewünschte Er- 
gebnis herausgekommen ist, sondern er ist 
vor allem Ausdruck der aktuellen Situation 
der Wirtschaft und der Gesellschaft insge- 
samt. Bei beidem sieht es extrem düster aus 
in Griechenland. Die Verunsicherung der 
Menschen und damit der Konsumenten 
nimmt mit jeder Katastrophenmeldung wei- 
ter zu und die Frage, wie man einen Inves- 
tor dazu bewegen will, in solchen Zeiten zu 
investieren, muss man schon nicht mehr 
stellen. 


Auch der Unsinn, der fast jeden Tag über 
Graccident (also quasi einen Unfall, der 
zum Austritt führt) oder Grexit (also einen 
griechischen Austritt) verbreitet wird, muss 
die Lage weiter destabilisieren. Man mag es 
eigentlich nicht mehr kommentieren, aber 
es gibt keinen plötzlichen und zufälligen 
Unfall einer Gesellschaft insgesamt, es gibt 
nur unverantwortliche politische Entschei- 
dungen, die chaotische Ereignisse nach sich 
ziehen können. Auch ein Austritt ist ohne 
die konstruktive Unterstützung durch die 
EU von einem einzelnen kleinen Land nicht 
zu bewältigen, ohne Chaos, Panik und wo- 
möglich Unregierbarkeit des Landes in 
Kauf zu nehmen. 


Ein Szenario, bei dem Panik und Chaos 
ausbricht, wird aber auch ohne Grexit im- 
mer wahrscheinlicher. Die Weigerung der 
Gläubigerländer, das Scheitern ihrer Politik 
einzugestehen und einer Neuorientierung 
zuzustimmen, nimmt inzwischen groteske 
Züge an. Man fordert stereotyp weiter, was 
man immer gefordert hat, ohne jede Rück- 
sicht darauf, ob es Erfolg verspricht oder 
nicht. Offenbar hat man sich vorgenommen, 
nicht anders als bei einer mittelalterlichen 
Burgbelagerung, das Land quasi auszuhun- 


gern und dadurch zur Aufgabe zu bewegen. 
Und die Gerüchte über den Zeitpunkt der 
endgültigen Kapitulation kochen hoch mit 
immer neuen Daten, die vor allem in den 
deutschen Medien für die „Pleite“ genannt 
werden. Ich habe schon vor Wochen Anfra- 
gen von Journalisten bekommen, ob ich be- 
reit wäre, mich über ein Wochenende quasi 
abrufbereit zu halten, um den endgültigen 
Niedergang zu kommentieren. 





Dass man mit diesem würdelosen Gezerre 
den Glauben der Menschen an die Demo- 
kratie und an Europa zugleich zerstört, fällt 
offenbar niemandem mehr auf. Warum 
konnte man nach der ersten allgemeinen Ei- 
nigung der SYRIZA-Regierung mit der Eu- 
rogruppe Ende Februar dieser Regierung 
nicht die Chance geben, zu zeigen, ob sie in 
der Lage ist, mit ihren Mitteln — und mit ei- 
nem großzügigen Kredit versehen - eine 
Wende in der griechischen Wirtschaft zu er- 
reichen? Das darf nicht sein, man stelle sich 
vor, das könnte gelingen und die Troika wi- 
derlegen! 

Stattdessen geht es genau so weiter wie bis- 
her. Wieder maßt man sich von Seiten der 


Rudolf Hickel 


Gläubiger an, jedes Detail der Wirtschafts- 
politik in den nächsten Jahren von außen 
vorzuschreiben. Die Financial Times 
schrieb zu einer der vielen Listen in den 
letzten Tagen: „Mit der Liste versucht 
Athen, den Bedenken der Eurozone entge- 
genzukommen, ... verfehlte aber einige 
Punkte, die von den Institutionen gefordert 
worden waren, einschließlich einer Überho- 
lung des griechischen Rentensystems und 
einer größeren Arbeitsmarktflexibilisierung. 


..) 


Diese Chuzpe muss man sich vorstellen: 
Das Land, das seit 2010 mehr Lohnflexibi- 
lität als irgendein anderes gezeigt hat, wird 
gemahnt, seinen Arbeitsmarkt zu liberalisie- 
ren! Absurder geht es nicht mehr. Um die- 
sen Irrsinn zu rechtfertigen, behauptet man 
entweder ganz frech, es sei in Griechenland 
in den letzten sechs Jahren einfach nichts 
passiert (so Carsten Knop in der FAZ) oder 
man stellt gegen die Fakten schlicht die Be- 
hauptung, die „Reformen“ hätten Griechen- 
land (und vor allem Spanien und Portugal) 
auf den richtigen Weg gebracht (so Niko- 
laus Blome vom Spiegel). (...) 


Die kompromisslose kalte Machtausübung 
gegen jede Vernunft mag in diesem Fall 
viele Väter (und Mütter) haben, doch von 
den Machtlosen wird sie in erster Linie 
Deutschland als wirtschaftlicher Super- 
macht zugerechnet. Das schürt genau die 
Vorurteile, deren Überwindung sich nach 
den zwei Kriegen des vergangenen Jahr- 
hunderts kluge Politiker auf allen Seiten 
zum Ziel gesetzt hatten. (...) Man demen- 
tiert den Willen des Volkes und demontiert 
im Namen Europas die Demokratie. Die 
Geister, die es auf diese Weise ruft, wird 
Europa nicht mehr los werden. 


http://www.flassbeck-economics.de/der- 
letzte-akt-im-griechischen-drama-beginnt/ 





Graccident: Nochmals zum Grexit-Elend 


14.03.2015 - Derzeit konzentriert sich der 
Streit um den Umgang mit der systemi- 
schen Krise Griechenlands auf die Freigabe 
der letzten Tranche im Umfang von 7,2 
Mrd. € aus den bisherigen Hilfsprogram- 
men. Die große Mehrheit der Eurogruppe 
hat jedoch die dringend erforderliche Frei- 
gabe der Finanzierungshilfen an die Bedin- 
gung geknüpft, die Politik vor allem der 
Abschmelzung öffentlicher Ausgaben, der 
Niedriglohnpolitik sowie der Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen fortzusetzen. (...) 


Durch Finanzhilfen zur 
Schuldenfinanzierung nur Zeitgewinn 


Der Streit zeigt tragische Züge. Es geht na- 
hezu ausschließlich um die konditionierten 
Finanzhilfen für den aufzubringenden Kapi- 
taldienst im Rahmen der Abwicklung grie- 
chischer Staatsschulden. Dadurch fließt je- 
doch kein zusätzlicher Euro in die Moderni- 
sierung der Wirtschaft und Gesellschaft. 

Es geht um die Begleichung der Rechnung 
für Zinsen auf die Staatsschulden. Sie be- 
trugen im letzten Jahr 8,1 Mrd. €, das sind 
4,5 % des Bruttoinlandsprodukts. Darüber 
hinaus geht es um die Anschlussfinanzie- 
rung von fällig gewordenen Staatsschulden. 
Allein bis April sind im Umfang von 7,3 
Mrd. € Gläubiger auszubezahlen. Für das 








Sand im Getriebe SN April 2015 


Seite 16 


gesamte Jahr wird mit 22,5 Mrd. € gerech- 
net. Angesichts dieser Belastungen durch 
die Staatsverschuldung wird auch die Auf- 
lage eines dritten Hilfsprogramms, das die 
bisherigen 225 Mrd. € ergänzt, gefordert. 
Dabei sind aus der Gesamtsumme von 225 
Mrd. € aus den beiden ersten Hilfsprogram- 
men bisher nur 10 % in den Staatshaushalt 
geflossen. Die verbleibenden 90% fließen 
in die Bankenrettung sowie in die Tilgung 
der Staatsschulden. Maßnahmen zur Über- 
windung der sozialen Krise sowie der wirt- 
schaftlichen Stärkung und dadurch erzeug- 
ter Steuermehreinnahmen sind nicht in 
Sicht. 


Die Option eines Schuldenschnitts, mit dem 
die knapp 320 Mrd. € an Staatsschulden 
massiv reduziert werden könnten, ist 
politisch derzeit nicht durchsetzbar. In die- 
ser Gemengenlage überrascht nicht die im- 
mer wieder aufflackernde Diskussion um 
einen Grexit, also einen Ausstieg aus dem 
Eurowährungssystem durch die Wiederein- 
führung der Drachme. Auch der teils unver- 
söhnliche politische Umgang lässt die Ge- 
fahr wachsen, dass es zu einem am Ende 
nicht gewollten Austritt, einem Graccident, 
kommt. Als wechselseitige Beleidigungen 
empfundene Vorwürfe zwischen dem Bun- 
desfinanzminister und dem griechischen Fi- 
nanzminister reduzieren die Chance auf ra- 
tionale Entscheidungen. Vor allem aber hat 
die Sorge von finanziellen Belastungen der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in 
Deutschland die Akzeptanz eines Austritts 
Griechenlands in Deutschland deutlich er- 
höht. 

Die Forderungen nach einem gewollten 
Grexit kursieren schon längere Zeit. Da- 
durch wird die Gefahr eines ungewollten, 
plötzlich hereinbrechenden Graccident er- 
höht. Bankanalysten schätzen die Wahr- 
scheinlichkeit eines Plan B mit über fünfzig 
Prozent ein. Der Grexit wird auch von der 
Vierermehrheit des „Rats der fünf Weisen“ 
propagiert, allerdings weder analytisch 
noch empirisch belegt mit dem Doppelge- 
winn: Gewinn für Griechenland durch die 
massiv abgewertete Drachme einerseits und 
die Stabilisierung der Eurozone der verblei- 
benden Achtzehn andererseits. Auch die 
EZB betont bei ihren Überlegungen zum 
Grexit positive Wirkungen. 

Dabei lässt sich zeigen: Griechenland wür- 
de mit einem frei schwankenden Drach- 
menwechselkurs sozial, ökonomisch und 
fiskalisch zum dauerhaften Notlagenland in 
der EU. Die Destabilisierung des Eurosys- 
tems wäre die Folge und Deutschland ver- 
löre über die Aufwertung des Rest-Euros - 
am Ende möglicherweise noch durch die 
Wiedereinführung der DM - massiv an in- 
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit. Diese 
Folgen eines Euroausstiegs Griechenlands 
und damit die Aufhebung der seit dem 
1.1.1999 vereinbarten „unwiderruflichen“ 
Fixierung der Wechselkurse müssen endlich 
offengelegt werden. 


Wiedereinführung der Drachme: Eine 
dauerhafte Armutsökonomie innerhalb 
der EU? 

Durch einen Grexit wären die bisher für 
Griechenland über die Rettungsfonds und 
darüber hinaus vergebenen Kredite und 
Bürgschaften komplett abzuschreiben. Al- 
lein für Deutschland stehen vor allem aus 
den beiden Rettungspaketen und den EZB- 
Target-Verbindlichkeiten knapp 80 Mrd. € 
im Falle eines Staatsbankrotts auf dem 
Spiel. Über deren Abwicklung schweigen 
sich die Grexit-Propagandisten aus. Dazu 
kommen noch die Verluste der Gläubiger 


von Staatsschuldtiteln. Auf die deutschen 
Banken entfallen ca. 23 Mrd. € an griechi- 
schen Anleihen. Abschreibungen würden 
dort zu Gewinneinbußen bzw. Verlusten 
führen. 


- Nachdem die Bundesregierung in früheren 
Krisenphasen das Argument der Anste- 
ckungsgefahr und Eurodestabilisierung 
hoch gehalten hatte, soll dies heute keine 
Bedeutung mehr haben. Der Hinweis auf 
das geschaffene Eurorettungssystem sowie 
der angekündigte Einsatz der Europäischen 
Zentralbank im Krisenfall rechtfertigen die- 
sen Meinungswechsel nicht. Ökonomisch 
ist die Ansteckungsgefahr etwa in Spanien, 
Portugal und Italien immer noch gegeben. 
Die über den Grexit möglicherweise infi- 
zierten Krisenländer müssten die Rettungs- 
schirme stärker in Anspruch nehmen. Vor 
allem aber würde die politische Abwertung_ 
des gesamten Eurosystems beschleunigt. 
Allein die Suggestion eines Griechenland- 
ausstiegs durch die Bundesregierung führte 
zu einer Abwertung des Eurowechselkurses. 
Derzeit liegt der Wechselkurs eines US $ 
deutlich unter der Erstnotierung zum Start 
am 1.1.1999 mit 1,1747 US. 

- Die vorherrschende Auffassung der bera- 
tenden Wirtschaftswissenschaft zum Grexit 
ist durch einen fatalen Optimismus über die 
Funktionsweise der Devisenmärkte geprägt. 
Die bei der Wiedereinführung der Drachme 
in Griechenland unterstellten Wirkungsket- 
ten treffen jedoch nicht zu: Wechselkurse 
werden schon lange nicht mehr nur von Wa- 
renströmen, sondern von grenzübergreifen- 
den Vermögensgeschäften und vor allem 
Spekulationen getrieben. Aber auch die un- 
terstellten segensreichen Wirkungen einer 
Abwertung/ Aufwertung halten einer empi- 
rischen Überprüfung nicht stand. Das zeigt 
das Szenario der Wiedereinführung der 
Drachme: Die Drachme würde massiv ge- 
genüber dem heutigen Euro abwerten. 
Könnten international konkurrenzfähige 
Wettbewerbsstrukturen unterstellt werden, 
würden die griechischen Exporteure davon 
profitieren. So gäbe es für die Lieferung 
nach Deutschland beim Umtausch der Eu- 
robeträge mehr an Drachmen. Den Preis- 
vorteil kann jedoch Griechenland kaum nut- 
zen. 

- Die industrielle Exportwirtschaft, die es 
praktisch nicht mehr gibt, muss erst aufge- 
baut werden. Die jüngste Entwicklung gibt 
in diese Richtung einen Hinweis: Die Lohn- 
stückkosten (Arbeitskosten pro Stunde be- 
zogen auf die Produktivität je Arbeitsstun- 
de) sind in den Jahren 2011 bis 2014 in 
Griechenland um fast 13 % gesunken. Die 
Exporte legten jedoch nicht zu, sondern 
gingen in den letzten Jahren immer noch 
um 3 Prozent zurück. In Deutschland sind 
dagegen die Lohnstückkosten im gleichen 
Zeitraum um fast 9% gewachsen, jedoch 
wegen der internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit die Exporte stark gestiegen. 

Von der Abwertung der Drachme würde 
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maßgeblich vor allem der griechische Ex- 
port von Tourismusdienstleistungen profi- 
tieren. Der Erfolg, mit der Abwertung der 
Drachme den Export von Tourismusdienst- 
leistungen zu steigern, wird vielfach auch 
aus Deutschland beschworen. Hierzu zählt 
auch der Vorschlag, Griechenland mit ein- 
kommensstarken Zuwandern zur Senioren- 
insel umzubauen. Damit würde jedoch eine 
von industrieller Produktion befreite Wirt- 
schaft mit starken exogenen Abhängigkei- 
ten etabliert. Dagegen braucht Griechenland 
zukünftig auch eine durch modernde Tech- 
nologien geprägte industrielle Basis auch 
mit kleineren und mittleren Unternehmen. 

- Den mit der drastischen Abwertung unter- 
stellten positiven Effekten auf die Export- 
wirtschaft stehen die oftmals übersehenen 
Belastungen auf der Importseite gegenüber. 
Die Preise für Importe nach Griechenland 
steigen im Zuge der Abwertung. Im ersten 
Drachmenjahr wird eine Inflationsrate von 
30% geschätzt. Wegen der hohen Import- 
verflechtung droht eine Hyperinflation, die 
wiederum die innergriechischen Einkom- 
men real abwerten und zur Schwächung der 
Binnenwirtschaft führen würde. Dagegen 
steht die Erwartung, durch den Preisdruck 
auf die Importwirtschaft würde der Aufbau 
heimischer Produktion forciert. Unter dem 
internationalen Kostendruck und der Billig- 
preispolitik sind die Chancen einer Substi- 
tution der Importe durch heimische Produk- 
tion in Griechenland nicht hoch einzuschät- 
zen. 

- Die fatalen Wirkungen für die deutsche 
Exportwirtschaft stehen auch auf der Nega- 
tivseite der Bilanz. Die Aufwertung des Eu- 
ros ohne Griechenland und im schlimmsten 
Fall einer wiedereingeführten DMark wür- 
de die deutsche Exportwirtschaft massiv be- 
lasten. Der Schweizer-Franken-Schock, 
also die Aufwertung infolge der Freigabe 
des Wechselkurses gegenüber dem Euro, 
lässt die Folgen für Deutschland erahnen. 

- Schließlich eröffnet die Einführung der 
Drachme auch denjenigen, die aus Grie- 
chenland bisher massiv Kapital abgezogen 
haben, die Möglichen, griechische Immobi- 
lien oder auch Unternehmensbeteiligungen 
zum Spotpreis auf der Basis der Drachme 
zu erwerben. Die wirtschaftsstrukturellen 
Schäden liegen auf der Hand. 











Der grundlegende Denkfehler der naiven 
Drachme-Protagonisten ist die Erwartung, 
auf dieser Basis könne sich Griechenland 
mit ausreichender, sich selbst regulierender 
Eigendynamik aus dem tiefen Krisensumpf 
ziehen. Das Gegenteil ist der Fall. Die Wie- 
dereinführung der Drachme würde Grie- 
chenland ökonomisch ins Abseits drängen. 
Eine dauerhafte Armutsökonomie innerhalb 
der EU wäre nicht auszuschließen. 





Programm zum Aufbau sozialer, ökono- 
mischer und politischer Strukturen 


Gegen den zufälligen oder auch gewollten 


Grexit steht die Alternative, Griechenland 
innerhalb des Eurosystems ökonomisch und 
sozial zu stärken. 

Die folgende Vier-Säulen-Strategie kenn- 
zeichnet die Alternative: 

Erstens sollte ein Sofortprogramm gegen 
die massenhafte Armut (Lebensmittelkar- 
ten, medizinische Grundversorgung) umge- 
setzt werden. Durch diese Soforthilfe ließe 
sich die Akzeptanz einer künftigen Sanie- 
rungspolitik verbessern. 

Zweitens wird ein Schuldendeal zur Redu- 
zierung des Kapitaldienstes erforderlich. 
Dazu gehört auch ein intelligenter Schul- 
denschnitt. Dabei sollte die Leitlinie, die 
Hermann Josef Abs im Londoner Schulden- 


abkommen für Deutschland 1953 durchge- 
setzt hat, gelten: Die Finanzierung der 
Transferleistungen für die nach dem Schnitt 
verbleibenden Restschulden darf die Wirt- 
schaft nicht schröpfen. Schließlich kann 
nicht, wie es damals Abs formulierte, 
„durch eine Austerity-Politik das Problem 
unserer Transferverpflichtungen gelöst wer- 
den“. Vorstellbar wäre die Ausgabe von 
Bonds, deren Erträge an die wirtschaftliche 
Entwicklung gekoppelt werden. 

Drittens ist entgegen die bisherige Austeri- 
tätspolitik, die die Geldgeber durchgesetzt 
haben, der gezielte Aufbau einer nachhalti- 
gen, wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstruk- 
tur und öffentlichen Infrastruktur mit einem 


Herkulesplan zu konzipieren und durchzu- 
setzen. Der Aufbau Griechenlands sollte in 
ein umfassendes Programm zur wirt- 
schaftsstrukturellen Stärkung des Eurolands 
eingebettet werden. 

Viertens muss in Griechenland aus innerde- 
mokratischen Gründen ein Beitrag zur 
„good governance“ durchgesetzt werden. 
Die Bekämpfung der Korruption, der Steu- 
erhinterziehung und der Kapitalflucht sind 
bereits in den Schreiben der griechischen 
Regierung an die Eurogruppe im Rahmen 
der schnell durchzuführenden Reformmaß- 
nahmen als Bedingungen für die Verlänge- 
rung des Hilfsprogramms mitgeteilt wor- 
den. 


http://rhickel.iaw.uni-bremen.de/ccm/homepages/hickel/aktuelles/graccident-nochmals-zum-grexit-elend/ 


Karl Heinz Roth 


An die europäische Linke: Syriza darf nicht scheitern 


31. März 2015 - Zwei Monate nach den 
Parlamentswahlen steht die neue griechi- 
sche Regierung vor einer Zerreißprobe. Sie 
war mit dem Versprechen angetreten, das 
Austeritätsdiktat der Troika zu beenden, 
einen Schuldenschnitt durchzusetzen und 
ein Programm zur Bekämpfung der huma- 
nitären Katastrophe und zum Wiederaufbau 
der Wirtschaft zu starten. Dabei war den 
wichtigsten Exponenten der neuen Regie- 
rung - Alexis Tsipras, Gianis Varoufakis 
und Panagiotis Lafazanis — von vornherein 
klar, dass sie nur dann eine Chance haben, 
wenn die gesamte europäische Linke ihren 
Impuls aufnimmt und eine breite Massenbe- 
wegung gegen die über ganz Europa ver- 
hängte Sparpolitik in Gang bringt. 


Erste Runde nach den Wahlen 


Die deutsche Machtelite und die Spitzen- 
gremien der Euro-Zone, der Europäischen 
Zentralbank (EZB) und der EU haben so- 
fort nach der Vereidigung der Athener Re- 
gierung zu verstehen gegeben, dass sie kei- 
nen Deut zurückweichen und auf der unein- 
geschränkten Fortsetzung des Austeritäts- 
kurses bestehen. Als die Athener Spitzen- 
politiker trotzdem auf ihren Forderungen 
beharrten, wurden sie eiskalt ausmanö- 
vriert. Der griechischen Regierung wurde 
schrittweise der Geldhahn zugedreht. Im 
Vergleich zu den Vorgängerregierungen soll 
das Tsipras-Kabinett die Ausplünderung der 
griechischen Unter- und Mittelschichten zu- 
gunsten des Schuldendienstes sogar noch 
verschärfen. 

Damit ist klar: Das von der neuen Regie- 
rung verkündete und von einer breiten 
Mehrheit der griechischen Bevölkerung un- 
terstützte Konzept ist an der unnachgiebi- 
gen Härte ihrer deutschen und europäischen 
Kontrahenten gescheitert. Zu diesem Schei- 
tern hat aber auch die europäische Linke in- 
direkt beigetragen. Eine transnational ver- 


netzte Mobilisierung gegen die europäische 
Austeritätspolitik ist bis jetzt ausgeblieben. 
Die spanische Podemos und die deutsche 
Linkspartei, die wichtigsten parlamentari- 
schen Partner von Syriza, sind über erste 
Kooperationsansätze noch nicht hinausge- 
kommen. Aber auch die außerparlamentari- 
schen Basisbewegungen haben sich bislang 
auf symbolische Protestaktionen be- 
schränkt, deren Wirkung zudem — wie bei- 
spielsweise bei der jüngsten Massende- 
monstration gegen die Feierlichkeiten zur 
Eröffnung des Neubaus der Europäischen 
Zentralbank - rasch wieder verpufft. 


Costas Lapavitsas Vorschlag (Grexit) 
ist keine Lösung 


In dieser kritischen Situation hat sich jetzt 
eine Minderheitsfraktion von Syriza zu 
Wort gemeldet, die sich schon immer für 
einen Austritt Griechenlands aus der Euro- 
Zone ausgesprochen hatte. Ihr Sprecher Co- 
stas Lapavitsas hat die Testphase für been- 
det erklärt und fordert erneut einen »geord- 
neten Austritt« Griechenlands aus der Euro- 
Zone. Um dabei den völligen Zusammen- 
bruch der griechischen Wirtschaft und Ge- 
sellschaft zu vermeiden, soll der »Grexit« 
auf dreifache Weise abgepuffert werden: 
Erstens durch eine Umschuldungsvereinba- 
rung mit den internationalen Gläubigern, 
zweitens durch eine Wechselkursgarantie 
für die wiedereingeführte Drachme seitens 
der EZB und drittens durch die — ebenfalls 
durch die EZB zu bewerkstelligende - Sta- 
bilisierung des griechischen Banksektors. 
Bei allen diesen Schritten sind das Wohl- 
wollen und die Kompromissbereitschaft der 
deutschen und europäischen Machtzentren 
unabdingbar. Dessen ist sich Lapavitsas je- 
doch sicher: Er verweist auf deutsche Pla- 
nungen, die 2011/2012 in diese Richtung 
gegangen waren, und er kann darüber hin- 
aus davon ausgehen, dass die EZB ihrer- 
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seits schon längst ihre Blaupausen für einen 
»Grexit« in den Schubladen hat. 


Ich halte die Vorschläge der um ihren 
Hauptexponenten Lapavitsas gescharten 
Syriza-Minderheit für problematisch. Wo- 
her wissen sie wirklich, dass die Deutschen 
und die Chefs der europäischen Spitzengre- 
mien ihnen und ihrem Konzept gewogener 
sind als demjenigen der Mehrheit um Tsi- 
pras und Varoufakis? In beiden Fällen geht 
es darum, die finanz- und fiskalpolitische 
Schlinge abzustreifen, mit der die interna- 
tionalen Gläubiger die griechische Volks- 
wirtschaft abwürgen, damit anschließend 
ein an der Binnennachfrage orientiertes 
Wiederaufbauprogramm in Gang gebracht 
werden kann. Genau das ist aber — zusam- 
men mit der in beiden Fällen unausweichli- 
chen Abschreibung eines erheblichen Teils 
der griechischen Schulden - ein rotes Tuch 
für die marktradikale, auf Lohndumping ge- 
gründete Exportfixierung der deutschen und 
europäischen Entscheidungszentren. Und 
deshalb bekämpfen sie beides: das Mehr- 
heitsprogramm von Syriza genauso wie die 
»Grexit«-Option der Syriza-Minderheit. 


Möglicherweise könnte ein nach den Vor- 
stellungen von Lapavitsas vollzogener Aus- 
tritt Griechenlands aus der Euro-Zone tat- 
sächlich zu einer Überwindung der griechi- 
schen Misere führen — wenn auch wahr- 
scheinlich nur kurzzeitig. Aber Schäuble, 
Dijsselbloem, Draghi, Tusk und Juncker 
wollen auch das nicht, weil sie dann eben- 
falls die Hauptmasse der griechischen Dar- 
lehensschulden liquidieren und die wieder- 
eingeführte Drachme durch massive Auf- 
käufe stützen müssten. Darüber hinaus hal- 
ten sie beide Varianten des kreditfinanzier- 
ten Wiederaufbaus für inakzeptabel, weil 
sie ihre im Auftrag der globalen Investoren 
geschaffenen Machtstrukturen untergraben 
würden. 


Für sie kommt deshalb nur die folgende Al- 
ternative in Frage: Entweder die völlige 
Hinnahme ihres Diktats oder aber das 
Scheitern der griechischen Regierung, auf 
die dann wieder ein gefügiges Komprado- 
renregime folgen soll. Ob dieses Scheitern 
durch eine Spaltung von Syriza oder durch 
den geschlossenen Rücktritt der Regierung 
und anschließende Neuwahlen bewirkt 
wird, ist ihnen dabei gleichgültig. 

Somit ist klar: Das Grexit-Konzept der La- 
pavitsas-Gruppe ist keine erfolgverspre- 
chende Alternative zum aktuellen Kurs der 
Syriza-Mehrheit. 


Wenn es Tsipras, Varoufakis und Lafanzanis 
nicht gelingen sollte, das erneuerte Troika- 
Diktat zu unterlaufen, dann wird Griechen- 
land von den internationalen Gläubigern so 
lange weiter ausgeplündert, bis es vollends 
in den Status einer unterentwickelten Ar- 
mutsökonomie zurückgefallen ist. Käme 
aber die Lapavitsas-Gruppe zum Zug, dann 


Deutschland drückt sich um Rückzahlung der Kriegsschulden, 
Kontraste-Sendung am 12. März 2015: Video (9 Min.) und Text der Sendung: 


http://www.rbb-online.de/kontraste/archiv/kontraste-vom-12-03- 


würde die EZB deren Grexit-Offerte zum 
Anlass nehmen, um einen von ihr und den 
übrigen EU-Gremien diktierten Austritt 
Griechenlands aus der Euro-Zone durchzu- 
setzen. Aus der Sicht ihrer Gläubigerinter- 
essen würde dies zweifellos »geordnet« ge- 
schehen, die griechische Gesellschaft und 
Wirtschaft würden dabei aber schlagartig in 
den Zustand einer unterentwickelten Ar- 
mutsökonomie zurückgeworfen. Somit 
bleibt der griechischen Regierung aus der 
Perspektive der EU-Gremien letztlich nur 
die Wahl zwischen Teufel und Beelzebub: 
der langsame oder der abrupte Rückfall ih- 
res Landes in eine irreversibel verfestigte 
Massenarmut. 


Syriza darf nicht scheitern 


Wenn das griechische Experiment scheitert, 
ist das auch eine Niederlage für die gesamte 
europäische Linke. Am größten aber wäre 
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„Die Anstalt“ (31.03.2015): Reparationen 


Manbolis Glezos: Deutschland und Griechenland haben bisher offiziell keinen 
Friedensvertrag abgeschlossen in SiG 114 


Michael R. Krätke 


das Desaster in Deutschland. Wir müssten 
uns dann fragen lassen, was wir in den ent- 
scheidenden Monaten unternommen haben, 
um den Akteuren der deutschen Hegemo- 
nialmacht in den Arm zu fallen und sie in 
ihre Schranken zu weisen. 


Mit ihrer Arroganz, ihrer Hybris und ihrer 
merkantilistischen Verbohrtheit destabilisie- 
ren die deutschen Herrschaftseliten Europa 
und fungieren als Türöffner des Rechtsex- 
tremismus. Erinnern wir sie deshalb an ihre 
historischen Hypotheken, bevor es zu spät 
ist. Verknüpfen wir ihre Reparationsschuld 
gegenüber dem nazideutsch beherrschten 
Europa mit einem Alternativprogramm, das 
das seit Jahrzehnten praktizierte deutsche 
Lohn- und Exportdumping beendet und den 
Weg zu einer gleichgewichtigen und sozial 
gerechten Entwicklung Europas freimacht. 


Vollständiger Text: 
http://www. jungewel 
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Die griechische Machtprobe 


Die Syriza-Regierung fordert die neolibera- 
le Orthodoxie heraus, sie muss scheitern 
und abgestraft werden, selbst um den Preis 
eines Staatsbankrotts und eines ungewollten 
Grexits, der die Gläubiger, auch die deut- 
schen, viel Geld kosten würde. Denn sollte 
Syriza auch nur ein wenig Erfolg haben, 
könnten in Spanien, Portugal und anderswo 
noch mehr Wähler auf dumme Gedanken 
kommen. 


Griechenland ist nicht Japan 


(...) Wirtschaftlich ist Griechenland auch 
nach zwei Umschuldungen pleite, vielleicht 
nur noch „pleiter“ als zuvor. Fest steht: 
Schulden in Höhe von gut 322 Mrd. Euro, 
was einer Schuldenquote von über 175 Pro- 
zent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) ent- 
spricht, kann ein Land wie Griechenland 
niemals zurückzahlen. Schulden sind nun 
mal kein moralisches, sondern ein ökono- 
misches Problem, und die griechische Zen- 
tralbank wie die Athener Börse spielen 
nicht in der gleichen Liga wie die der USA 
oder auch Japans, das sich eine Schulden- 
quote von über 243 Prozent leisten kann. 
Der Grund: Japan ist nach wie vor ein 
Schwergewicht in der Weltökonomie, des- 
sen Finanzinstitutionen die Anleihen des ei- 
genen Staates eisern im eigenen Portefeuille 


halten und damit der Finanzspekulation ent- 
ziehen. Japan zahlt daher nur Minizinsen 
auf seine Staatsschulden. 


Die griechische Volkswirtschaft ist dagegen 
nicht in der Lage, derart hohe Auslands- 
schulden zu tragen — und sie wird dies auch 
mittels noch so brutaler Gesundschrump- 
fungskuren nicht werden. Denn die Um- 
schuldungen wurden stets mit neuen Staats- 
schulden finanziert, während gleichzeitig 
dank der unsinnigen Sparpolitik der Troika 
die gesamte Wirtschaftsleistung drastisch 
schrumpfte (um über 25 Prozent) und die 
Arbeitslosigkeit sich verfünffachte. Erreicht 
wurde im Ergebnis bloß die Verschiebung 
der griechischen Staatsschulden. Die deut- 
schen, französischen, britischen und sonsti- 
gen Banken und Fonds, die 2010 um ihre 
griechischen Staatsanleihen bangten, sind 
längst aus dem Schneider. Mittlerweile be- 
finden sich über 80 Prozent der ausstehen- 
den griechischen Staatsanleihen in den 
Händen öffentlicher Gläubiger. Positiv dar- 
an ist: Diese Schuldner können, anders als 
private Banken, warten, sogar sehr lange. 
Sie brauchen mit ihren „Geldanlagen“ auch 
keine Geschäfte zu machen und sie brechen 
nicht zusammen, falls sie sie abschreiben 
müssten. Ein Vorschlag, der auf dieser 
schlichten Einsicht beruht, lautet daher, 
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man soll die Schulden schlicht „vergraben“, 
sprich: vorläufig ruhen lassen. In jedem 
Falle spricht einiges dafür, die „Schulden- 
krise“ in Rest-Europa etwas entspannter zu 
sehen als gemeinhin üblich.[1] 


Was dagegen, da der ganze Schuldentrans- 
fer mit Krediten unterschiedlicher Laufzei- 
ten finanziert wird, jetzt umso mehr drängt, 
ist eine Lösung für Griechenland, um aus 
dem skurrilen Umleitungsgeschäft auszu- 
brechen: Die ersten Hilfskredite wurden ge- 
braucht, um den Privatgläubigern ihre Grie- 
chen-Bonds abzukaufen, die jetzigen Hilfs- 
kredite werden dafür benutzt, um die älte- 
ren Hilfskredite des IWF und der Eurogrup- 
pe zu bedienen. (...) 


Uneinlösbare Versprechen 


Politisch hat Syriza ebenfalls große Proble- 
me: Im Wahlkampf wurden Verprechen ge- 
macht, die sich kaum halten lassen. Auch 
wenn ein Zurückdrehen vieler Sparmaßnah- 
men angesichts der akuten Notlage eines 
Drittels der griechischen Bevölkerung rich- 
tig, notwendig und angemessen wäre, fehlt 
der neuen Regierung dafür schlicht das nö- 
tige Kleingeld — eben weil die Steuerein- 
nahmen weggebrochen sind und weil sie 
die Hilfskredite von der Troika nicht nach 
Belieben verwenden kann. 


Auf den anfangs geforderten Schulden- 
schnitt zu verzichten und ein weiteres Re- 
formpaket vorzulegen — das waren schon 
erhebliche Zugeständnisse der Athener Re- 
gierung an ihre Gegenspieler in Brüssel und 
Berlin. Aber mehr noch: Alle geplanten 
Notmaßnahmen gegen die humanitäre Krise 
im Lande wurden unter Finanzierungsvor- 
behalt gestellt. Mit reiner Symbolpolitik al- 
lein — aus „Troika“ mach‘ die „Institutio- 
nen“ — wird sich das griechische Wahlvolk 
auf Dauer jedoch ebenso wenig abspeisen 
lassen wie der linke Parteiflügel. 


Die notorisch schlechte Steuermoral zwackt 
die neue Regierung allerdings noch härter. 
Unter dem Troika-Regime haben sich die 
Griechen zudem angewöhnt, den alten 
Volkssport der Steuervermeidung und -hin- 
terziehung als patriotischen Widerstand ge- 
gen die ausländischen „Besatzer“ zu begrei- 
fen. Die griechischen Selbstständigen - im- 
merhin ein Drittel der Erwerbstätigen, also 
doppelt so viel wie in der EU insgesamt — 
versteuern regelmäßig weniger als 50 Pro- 
zent ihrer tatsächlichen Einkommen. Viele 
griechische Großunternehmen, darunter die 
Reedereien, der nach dem Tourismus wich- 
tigste Wirtschaftszweig, zahlen faktisch kei- 
ne Steuern, und auch die Mehrwertsteuer 
wird systematisch hinterzogen. Dazu kom- 
men die unversteuerten und ins Ausland 
transferierten Oligarchen-Milliarden, die 
derzeit teils auf Schweizer Konten liegen 
oder in britischen Immobilien stecken. 


Das Elend der Austerität 


Die griechische Wirtschaft wächst wieder, 
trompeteten dagegen die Austerianer 2014: 
Nach sechsjährigem Schrumpfen verzeich- 
nete Griechenland ein Wachstum um 0,6 
Prozent, während im gleichen Jahr der Ka- 
pitalstock des Landes um weitere 18 Pro- 
zent (gemessen am BIP) abnahm. Doch für 
Schäuble und Co. war dieses „Wachstum“ 
der Beweis, dass die bittere Medizin der 
Austerität positive Wirkung zeigt. 


Dabei sind alle relevanten ökonomischen 
Daten für Griechenland katastrophal: Das 
Land verarmt dramatisch, sein wirtschaftli- 


ches Potential schrumpft weiter, die Investi- 
tionen sind seit 2011 negativ. Heute gibt es 
eine Million Erwerbstätige weniger als 
2008, die jungen und gut ausgebildeten 
Griechinnen und Griechen wandern in Mas- 
sen aus (über 50 000 pro Jahr laut einer 
Zählung der Europäischen Kommission). 


Austerianer verstehen unter „Reform“ et- 
was ganz anderes als der Rest der Mensch- 
heit. Die neue griechische Regierung hat 
dagegen umfassende Strukturreformen an- 
gekündigt: eine Steuerreform, eine Finanz- 
reform, eine Reform der öffentlichen Ver- 
waltung, eine Reform des Sozialstaats. Das 
sind Reformen im eigentlichen Sinne, die 
aber schwer zu machen sind und kurzfristig 
eher Geld kosten als Geld bringen. Denn: 
Der griechische Staatsapparat ist traditio- 
nell schwach, die griechische Bürokratie ist 
notorisch un(ter)qualifiziert und technisch 
schlecht ausgestattet. (...) 


Eine solche Lösung der griechischen Krise 
ist längst überfällig, sie wäre der Hebel, um 
die fatale und überflüssige „Eurokrise“ end- 
lich zu beenden — zum Nutzen ganz Euro- 
pas. 2010 wurden die Weichen dank Merkel 
und Co. falsch gestellt, seither steigen über- 
all die Wogen des Nationalismus und der 
offenen Europafeindschaft. Eine andere 
Krisenpolitik, ein Ende der Spardiktate 
nach Einheitsmuster, ist daher dringend not- 
wendig. Wer den Euro- bzw. EU-Feinden 
den Wind aus den Segeln nehmen will, 
muss den Kurs rasch ändern. Der Regie- 
rungswechsel in Athen bietet dazu die 
Chance, allen Pannen und Ungeschicklich- 
keiten der neuen Mannschaft zum Trotz. 


Verbündete tun not 


Nachgeben werden Merkel, Schäuble und 
Co. allerdings nur, wenn die griechische 
Linksregierung Verbündete in Europa sucht 
und findet. Und zwar solche, die — anders 
als die zum Teil viel zu unkritischen Syriza- 
Bejubler innerhalb der deutschen Linken — 
über politische Macht verfügen. Solche 
aber gibt es durchaus: Jean-Claude Juncker 
und die EU-Kommission wollen keinen 
Grexit, ihnen kommt der Gegenwind für die 





Oberlehrer aus Deutschland durchaus gele- 
gen. Das EU-Parlament hat zwar wenig zu 
sagen (zumindest auf kurze Sicht), aber mo- 
ralische Unterstützung kommt auch von 
dort. Der eigentliche, natürliche Verbündete 
wäre allerdings die europäische Sozialde- 
mokratie, immerhin in etlichen Euroländern 
eine (mit)regierende Partei. Der SPD käme 
daher eine Schlüsselrolle zu. 


Syriza und die heterodoxen Ökonomen, die 
mit der europäischen Linken sympathisie- 
ren, haben die große Chance, endlich eine 
Alternative zum bisherigen „Brüsseler Kon- 
sens“ der Austeritätspolitik vorzulegen, auf 
die viele so sehnsüchtig warten, nicht nur in 
den Krisenländern. Zum erfolgreichen 
Kurswechsel braucht es allerdings eine kla- 
re wirtschaftspolitische Strategie. Hand und 
Fuß (und Kopf) muss diese haben, sonst 
ziehen die Sozialdemokraten nicht mit. Al- 
lerdings haben sich — außer Schäuble - bis- 
her nur wenige im EU-Politikbetrieb auf 
eine Totalblockade der demokratisch legiti- 
mierten Regierung Tsipras festgelegt. Die 
europäischen Sozialdemokraten sollten da- 
her die Chance zum solidarischen Schulter- 
schluss nutzen — auch zum eigenen strategi- 
schen Vorteil. Denn die Halbstarken von 
links werden sie so schnell nicht wieder los. 
Besser daher, sich mit ihnen zu verbünden, 
um die europäische Karre endlich aus dem 
Dreck zu ziehen, als mit den verbohrten 
Austeritätsideologen immer weiter hinein- 
zufahren. 


[1] Vgl. dazu Jannis Milios, Verhandlungen 
über die Schuld, in: „Sozialistische Politik und 
Wirtschaft“ (SPW), 1/2015, S. 4-7. 


[2] Vgl. Kevin Featherstone, The Greek So- 
vereign Debt Crisis and EMU: A Failing State 
in a Skewed Regime, in: „Journal of Common 
Market Studies”, 2/2011, S. 193-217; Michael 
Mitsopoulos und Theodore Pelagidis, Explai- 
ning the Greek Crisis: From Boom to Bust, 
Basingstoke 2010. 


(aus: »Blätter« 4/2015, Seite 5-8) 
https://www.blaetter.de/archiv/jahrgaenge/201 
5/april/die-griechische-machtprobe 








http://www.europa-neu-begruenden.de/ 
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